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Wichtiger Hinweis für die Abonnenten des Gesetz- und Verordnungsblattes und/oder des Ministerial-
blattes für das Land Nordrhein-Westfalen:
Die seit dem 1. Januar 2002 unverändert gebliebenen Preise werden aufgrund der allgemeinen Kosten-
steigerungen erhöht. Ab dem 1. Januar 2020 werden folgende Bezugspreise pro Kalenderjahr berechnet: 
Gesetz- und Verordnungsblatt im Jahresabonnement 77,00 Euro, Gesetz- und Verordnungsblatt im Halb-
jahresabonnement 38,50  Euro, Ministerialblatt im Jahresabonnement 132,00  Euro, Ministerialblatt im 
Halbjahresabonnement 66,00 Euro, Preise für Einzelhefte je nach Seitenzahlen.

Hinweis:
Die Gesetz- und Verordnungsblätter des Landes NRW (GV. NRW.) und die Sammlung aller Gesetze und 
Verordnungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Ministerialblätter für das Land NRW (MBl. NRW.) 
und die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet 
des Landes NRW (https://lv.recht.nrw.de) und im Internet (https://recht.nrw.de) zur Verfügung.
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2022

Dritte Änderung der Satzung der 
Kommunalen Versorgungskassen Westfalen-Lippe

Vom 29. November 2019

Auf Grund des § 3 Absatz 1 des Gesetzes über die kom-
munalen Versorgungskassen und Zusatzversorgungskas-
sen im Lande Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. November 1984 (GV. NRW. 
S. 694, ber. S. 748), der zuletzt durch Artikel 14 des Ge-
setzes vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S.  90) geändert 
worden ist, hat der Verwaltungsrat in seiner Sitzung am 
29. November 2019 wie folgt beschlossen:

1.

Die Satzung der Kommunalen Versorgungskassen West-
falen-Lippe vom 24. November 2014 (GV. NRW. S. 255), 
die zuletzt durch Satzung vom 19. April 2018 (GV. NRW. 
S. 586) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 2 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

  „3Die organisatorische und technische Entwicklung 
oder anderweitige Beschaffung, Bereithaltung sowie 
Nutzung der zur Erfüllung dieser Aufgaben benötig-
ten IT-Infrastruktur gehört zu den wesentlichen Auf-
gaben der Versorgungskassen.“

2. Dem § 31 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

  „2Die monatlichen Abschläge sind zum 25. des jewei-
ligen Vormonats fällig.“

3. § 39 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

  „3§  31 Absatz  3 gilt mit der Maßgabe, dass die Ab-
schläge zum Ersten des jeweiligen Monats fällig sind. 
4§ 31 Absatz 4 und Absatz 5 gilt entsprechend.“

4. § 40 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Die kvw-Beihilfeumlagegemeinschaft umfasst 
die Umlagegruppen für Beamtinnen/ Beamte (Um-
lagegruppe 1), Versorgungsempfängerinnen/Versor-
gungsempfänger (Umlagegruppe 2) und alle übri-
gen Beihilfeberechtigten (Umlagegruppe 3).“

 b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

   „(2) 1Nicht in die Bemessungsgrundlage und in den 
Umlagebedarf einbezogen werden die Beihilfen 
von Beihilfeberechtigten und deren berücksichti-
gungsfähigen Angehörigen, wenn sie bei dem Bei-
tritt eines Mitglieds zur kvw-Beihilfeumlagege-
meinschaft in den letzten drei Jahren vor der bean-
tragten Aufnahme jeweils mindestens 30 000 Euro 
jährlich betragen haben (Bestandsfälle). 2Satz  1 
fi ndet keine Anwendung mehr, wenn die Bestands-
fälle nach dem Beitritt eines Mitglieds in fünf auf-
einanderfolgenden Wirtschaftsjahren Beihilfeleis-
tungen in Höhe von weniger als 30 000 Euro jähr-
lich verursacht haben.“

 c)   In Absatz  4 werden die Wörter „unbeschadet der 
Regelung in Absatz 2“ gestrichen. 

2.

Diese Satzungsänderung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 
mit Wirkung vom 1. Januar 2020 in Kraft. Nummer 4 tritt 
am 1. Januar 2021 in Kraft.

Münster, den 29. November 2019

J a c o b i

Vorsitzender des Verwaltungsrates

R a s c h d o r f

Schriftführerin

– GV. NRW. 2020 S. 2
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Verordnung
über die Vergabe von Studienplätzen 

in Nordrhein-Westfalen
(Studienplatzvergabeverordnung NRW – 

StudienplatzVVO NRW)
Vom 18. Dezember 2019

Auf Grund

–  des § 11 Absatz 1 bis 5 des Hochschulzulassungsgeset-
zes 2019 vom 29. Oktober 2019 (GV. NRW. S.  830) in 
Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes zur Zustim-
mung zum Staatsvertrag über die Hochschulzulassung 
vom 4. April 2019 vom 29. Oktober 2019 (GV. NRW. 
S. 830) und in Verbindung mit den Artikeln 12 und 18 
Absatz  2 und 3 des Staatsvertrages über die Hoch-
schulzulassung vom 4. April 2019 (Anlage zu GV. NRW. 
S. 830) 

sowie

–  des § 6 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 des Hochschulzu-
lassungsgesetzes vom 18. November 2008 (GV. NRW. 
S. 710), von denen Absatz 2 durch Artikel 12 des Ge-
setzes vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547) an-
gefügt worden ist, in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des 
Gesetzes zur Ratifi zierung des Staatsvertrags über die 
Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung für Hoch-
schulzulassung vom 5. Juni 2008 (GV. NRW. S.  710) 
und in Verbindung mit Artikel 12 Absatz 1 des Staats-
vertrages über die Errichtung einer gemeinsamen Ein-
richtung für Hochschulzulassung vom 5. Juni 2008 
(Anlage zu GV. NRW. S. 710)

verordnet das Ministerium für Kultur und Wissenschaft:
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§ 16   Ergänzende Vorschriften zur Auswahl in der Zu-
sätzlichen Eignungsquote

§ 17   Ergänzende Vorschriften zur Auswahl in der Aus-
wahlquote der Hochschulen

§ 18   Ergänzende Vorschriften zur Auswahl bei Rang-
gleichheit in den Hauptquoten

Unterabschnitt 5
Vorwegzulassung und Teilstudienplätze

§ 19   Auswahl nach einem Dienst aufgrund früheren Zu-
lassungsanspruchs

§ 20  Teilstudienplätze
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Übergangsvorschriften

§ 22   Übergangsregelung für das Zentrale Vergabever-
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§ 23  Örtliche Zulassungsbeschränkungen
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reife; berufl ich qualifi zierte Bewerberinnen und Be-
werber

§ 25  Teilnahme am Dialogorientierten Serviceverfahren

Kapitel 3
Studienplatzvergabe in höheren Fachsemestern

§ 26 Zulassungsbeschränkungen in höheren Fachsemes-
tern

§  27 Vergabe der Studienplätze in höheren Fachsemes-
tern

Kapitel 4
Schlussbestimmungen

§ 28  Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Anlagen: 

Anlage 1   Ermittlung der Messzahl bei der Auswahl für 
ein Zweitstudium

Anlage 2  Ermittlung der Durchschnittsnote

Anlage 3   Ermittlung der Punktzahl der Hochschulzu-
gangsberechtigung

Anlage 4  Ermittlung des Prozentrangs

Anlage 5  Berechnung der Punktwerte

Anlage 6   Anerkannte Berufsausbildungen und -tätig-
keiten
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zu den Studienorten gemäß §  8 Absatz  2 
Satz 3 Hochschulzulassungsgesetz 2019

Kapitel 1
Allgemeine Vorschriften 

§ 1
Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung regelt die Vergabe von Studienplät-
zen in den Studiengängen mit festgesetzter Zulassungs-
zahl an den Hochschulen in staatlicher Trägerschaft 
gemäß § 1 Absatz 2 des Hochschulgesetzes vom 16. Sep-
tember 2014 (GV. NRW. S.  547), das zuletzt durch Arti-
kel  1 des Gesetzes vom 12. Juli 2019 (GV. NRW. S.  425, 
ber. S. 593) geändert worden ist.

(2) Wer nach Artikel 5 Absatz 2 des Staatsvertrags über 
die Hochschulzulassung (Staatsvertrag) deutschen 
Staatsangehörigen gleichgestellt ist, wird nach den für 
deutsche Staatsangehörige geltenden Bestimmungen am 
Vergabeverfahren beteiligt. Deutschen Staatsangehöri-
gen gleichgestellt sind:

1.  Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaa-
tes des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum,

2.  in der Bundesrepublik Deutschland wohnende Kinder 
von Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaates 
der Europäischen Union oder von Vertragsstaaten des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, 
sofern diese Staatsangehörigen in der Bundesrepublik 
Deutschland beschäftigt sind oder beschäftigt gewe-
sen sind,

3.  in der Bundesrepublik Deutschland wohnende andere 
Familienangehörige im Sinne des Artikels 2 Num-
mer  2 der Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über 
das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienange-
hörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten 
frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr.  1612/68 und zur Aufhebung 
der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/
EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/
EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG (ABl. L 158 vom 
30.4.2004, S. 77, L 229 vom 29.6.2004, S. 35), die durch 
Verordnung (EU) Nr.  492/2011 (ABl. L 141 vom 
27.5.2011, S. 1) geändert worden ist, von Staatsange-
hörigen eines anderen Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union oder von Vertragsstaaten des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum, sofern 
diese Staatsangehörigen in der Bundesrepublik 
Deutschland beschäftigt sind, sowie

4.  sonstige ausländische Staatsangehörige oder Staaten-
lose, die eine in der Bundesrepublik Deutschland oder 
an einer deutschen Auslandsschule erworbene Hoch-
schulzugangsberechtigung, die nicht ausschließlich 
nach ausländischem Recht erworben wurde (deutsche 
Hochschulzugangsberechtigung), besitzen; gleiches 
gilt für ausländische Staatsangehörige oder Staaten-
lose, die das Europäische Abitur besitzen.

Wer die deutsche Staatsangehörigkeit neben einer aus-
ländischen

Staatsangehörigkeit besitzt, wird nach den für deutsche 
Staatsangehörige geltenden Bestimmungen

am Vergabeverfahren beteiligt.

§ 2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bedeutet:

1.  „Vergabeverfahren“

  die auf einen Zulassungstermin (Sommersemester 
oder Wintersemester) bezogene Vergabe von Studien-
plätzen,

2.  „Zentrales Vergabeverfahren“ 

  die Vergabe der Studienplätze für das erste Fachse-
mester in den Studiengängen Medizin, Zahnmedizin, 
Tiermedizin und Pharmazie nach Abschnitt  3 des 
Staatsvertrags,
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3.  „Örtliches Vergabeverfahren“ 

  die Vergabe der Studienplätze in Studiengängen, die 
nicht in das Zentrale Vergabeverfahren einbezogen 
sind, soweit für diese Zulassungszahlen festgesetzt 
sind,

4.  „Dialogorientiertes Serviceverfahren (DoSV)“

  ein webbasiertes System zum Abgleich von Zulas-
sungsangeboten im Örtlichen und Zentralen Verga-
beverfahren sowie im Anmeldeverfahren, das der 
vollständigen und schnellen Studienplatzvergabe 
entsprechend der Nachfrage dient,

5.  „Anmeldeverfahren“ 

  die Vergabe der Studienplätze in Studiengängen, für 
die keine Zulassungszahlen festgesetzt sind, soweit 
sie im DoSV koordiniert werden, 

6.  „Zulassungsantrag“

  ein Antrag, mit dem die Zulassung an einer Hoch-
schule für einen Studiengang beantragt wird, wobei 
ein Studiengang auch aus einer Verbindung mehrerer 
Teilstudiengänge bestehen kann, 

7.  „Zulassungsangebot“ 

  ein Angebot einer Hochschule im DoSV zur An-
nahme eines Studienplatzes in einem bestimmten 
Studiengang, für den ein Zulassungsantrag vorliegt, 

8.  „Zulassung“ 

  der Anspruch, sich in einem bestimmten Studien-
gang an einer bestimmten Hochschule im Rahmen 
der Einschreibevoraussetzungen der Hochschule zu 
immatrikulieren; die Zulassung wird durch den Zu-
lassungsbescheid verkörpert, 

9.  „Präferenzenfolge“

  die Reihenfolge der Zulassungsanträge entsprechend 
der Festlegung durch die Bewerberin oder den Be-
werber,

10.  „Abiturbestenquote“

  die in Artikel 10 Absatz  1 Satz  1 Nummer  1 des 
Staatsvertrags näher bestimmte Hauptquote,

11.  „Zusätzliche Eignungsquote“

  die in Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Ab-
satz  2 des Staatsvertrags näher bestimmte Haupt-
quote und

12.  „Auswahlquote der Hochschulen“

  die in Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Ab-
satz  3 des Staatsvertrags näher bestimmte Haupt-
quote.

§ 3
Aufgaben und zuständige Stellen 

(1) Die Stiftung für Hochschulzulassung (Stiftung) ver-
gibt die Studienplätze des ersten Fachsemesters der nach 
Artikel 7 des Staatsvertrags in das Zentrale Vergabever-
fahren einbezogenen Studiengänge Medizin, Zahnmedi-
zin, Tiermedizin und Pharmazie gemäß Artikel 5 Ab-
satz 1 Nummer 1 des Staatsvertrags an deutsche Staats-
angehörige und deutschen Staatsangehörigen 
Gleichgestellte nach § 1 Absatz 2. Im Übrigen vergeben 
die Hochschulen die Studienplätze. 

(2) Die Stiftung betreibt das DoSV.  

Kapitel 2 
Studienplatzvergabe im ersten Fachsemester

Abschnitt 1
Dialogorientiertes Serviceverfahren

§ 4
Registrierung bei der Stiftung und Kommunikation

(1) Für die Bewerbung um einen Studienplatz in einem 
Studiengang, der im DoSV koordiniert wird, muss sich 
die Bewerberin oder der Bewerber über das Webportal 
der Stiftung registrieren. Für die Registrierung hat die 
Bewerberin oder der Bewerber folgende Daten anzuge-
ben: Nachname, Vorname, Geburtsname, Geschlecht, Ge-
burtsdatum, Geburtsort, Staatsangehörigkeit, Postan-
schrift, Benutzername, Passwort und eine für die Dauer 
des Vergabeverfahrens gültige E-Mail-Adresse. Die Be-
werberin oder der Bewerber erhält ein Benutzerkonto 
(DoSV-Benutzerkonto) sowie Ordnungsmerkmale, insbe-
sondere eine Identifi kationsnummer und eine Authentifi -
zierungsnummer, die zur Identifi zierung im DoSV gegen-
über der Stiftung und der Hochschule anzugeben sind. 
Für jede Bewerberin und jeden Bewerber ist im Vergabe-
verfahren nur eine Registrierung zulässig. Im Fall meh-
rerer Registrierungen einer Bewerberin oder eines Be-
werbers gilt die zeitlich letzte Registrierung, unter der 
Zulassungsanträge eingegangen sind; nur über diese Zu-
lassungsanträge wird entschieden.

(2) Bei der Registrierung wird jeder Bewerberin und 
jedem Bewerber für das Vergabeverfahren jeweils eine 
Losnummer zugeteilt, die nach Maßgabe dieser Verord-
nung für den Fall einer Auswahlentscheidung bei Rang- 
oder Punktgleichheit verwendet wird. Für das Örtliche 
Verfahren kann auch ein anderes Los oder können meh-
rere andere Lose verwendet werden. Im Falle einer Wie-
derbewerbung in einem anderem Vergabeverfahren wird 
eine neue Losnummer zugeteilt.

(3) Statusmitteilungen, Zulassungsangebote der Hoch-
schulen und der Stiftung sowie Erklärungen der Bewer-
berinnen und Bewerber erfolgen ausschließlich über das 
DoSV-Benutzerkonto, soweit in dieser Verordnung nichts 
anderes geregelt ist. Die Bewerberinnen und Bewerber 
werden von der Stiftung durch E-Mail benachrichtigt, 
dass in ihrem DoSV-Benutzerkonto Änderungen einge-
treten sind. Bewerberinnen und Bewerber, die glaubhaft 
machen, dass ihnen die Kommunikation über die Web-
portale der Hochschule und der Stiftung nicht möglich 
ist, werden durch die Hochschule und die Stiftung unter-
stützt.

(4) Stiftung und Hochschule übermitteln sich gegensei-
tig die für das DoSV erforderlichen, insbesondere perso-
nenbezogenen Daten der Bewerberinnen und Bewerber 
um einen Studienplatz an der Hochschule. 

§ 5
Koordinierung im Dialogorientierten Serviceverfahren

(1) Für die Teilnahme am DoSV können in einem Verga-
beverfahren bundesweit bis zu zwölf Zulassungsanträge 
gestellt werden; die Begrenzung der Anzahl der Studien-
gänge gemäß § 23 Absatz 4 Satz 1 bleibt unberührt. Ein 
Zulassungsantrag muss elektronisch nach Maßgabe die-
ser Verordnung bei der Stiftung oder der Hochschule 
fristgerecht eingegangen sein. Die Hochschule übermit-
telt der Stiftung für das Sommersemester bis zum 20. Ja-
nuar und für das Wintersemester bis zum 20. Juli alle 
über das Webportal der Hochschule fristgerecht elektro-
nisch eingegangenen Zulassungsanträge. Überzählige 
Zulassungsanträge werden im DoSV-Benutzerkonto als 
„inaktiv“ gekennzeichnet. Für im DoSV-Benutzerkonto 
als „inaktiv“ gekennzeichnete Zulassungsanträge kön-
nen weder Zulassungsangebote noch Zulassungen erge-
hen. Die Bewerberin oder der Bewerber kann einen oder 
mehrere der bisher als „inaktiv“ gekennzeichneten Zu-
lassungsanträge aktivieren, indem sie oder er bisher 
nicht als „inaktiv“ gekennzeichnete Zulassungsanträge 
in entsprechender Anzahl für das Sommersemester bis 
zum 22. Januar und für das Wintersemester bis zum 22. 
Juli zurücknimmt (Ausschlussfristen).
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(2) Die Bewerberin oder der Bewerber kann eine Präfe-
renzenfolge der Zulassungsanträge festlegen. Legt die 
Bewerberin oder der Bewerber keine Präferenzenfolge 
der Zulassungsanträge fest, ergibt sich diese aus der 
zeitlichen Reihenfolge des elektronischen Eingangs des 
Zulassungsantrags; dem zeitlich zuerst elektronisch ein-
gegangenen Zulassungsantrag kommt dabei die höchste 
Präferenz zu. Die Bewerberin oder der Bewerber kann 
die Präferenzenfolge der Zulassungsanträge ändern.

(3) Die Ranglisten sind, soweit nichts anderes in dieser 
Verordnung geregelt ist, für das Sommersemester bis 
zum 15. Februar und für das Wintersemester bis zum 15. 
August im DoSV freizugeben.

(4) Wer ein Zulassungsangebot annimmt, erhält eine Zu-
lassung und einen Zulassungsbescheid. Mit der An-
nahme eines Zulassungsangebots gelten die weiteren ge-
stellten Zulassungsanträge als zurückgenommen und die 
Bewerberin oder der Bewerber scheidet aus diesen Ver-
gabeverfahren aus. Auf diese Rechtsfolgen ist die Bewer-
berin oder der Bewerber von der Stiftung hinzuweisen. 
Wieder verfügbare Studienplätze werden gemäß den 
Ranglisten aufrückenden Bewerberinnen und Bewerbern 
angeboten.

(5) Die Koordinierung der Zulassungsanträge erfolgt für 
das Sommersemester in der Zeit vom 23. Januar bis zum 
21. Februar und für das Wintersemester in der Zeit vom 
23. Juli bis zum 21. August nach den folgenden Regeln: 

1. hat die Bewerberin oder der Bewerber nur einen Zu-
lassungsantrag gestellt und liegt für diesen ein Zulas-
sungsangebot vor, erfolgt eine Zulassung und es wird ein 
Zulassungsbescheid erteilt, 

2. hat die Bewerberin oder der Bewerber mehrere Zulas-
sungsanträge gestellt und liegt für jeden Zulassungsan-
trag ein Zulassungsangebot vor, erfolgt für das Zulas-
sungsangebot mit der höchsten Präferenz die Zulassung; 
Absatz 4 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend,

3. hat die Bewerberin oder der Bewerber mehrere Zulas-
sungsanträge gestellt und liegen für mindestens zwei, 
aber nicht für alle Zulassungsanträge Zulassungsange-
bote vor, bleibt das Zulassungsangebot mit der höchsten 
Präferenz erhalten; für jedes nachrangige Zulassungsan-
gebot gilt der entsprechende Zulassungsantrag als zu-
rückgenommen.

Über ein neues Zulassungsangebot wird die Bewerberin 
oder der Bewerber gemäß §  4 Absatz  3 benachrichtigt. 

Für das Sommersemester am 22. Februar und für das 
Wintersemester am 22. August erfolgt für die Zulas-
sungsmöglichkeit mit der höchsten Präferenz die Zulas-
sung und es wird ein Zulassungsbescheid erteilt; Ab-
satz 4 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend; für alle Zulassungs-
anträge höherer Präferenz werden Ablehnungsbescheide 
erteilt. Erhält eine Bewerberin oder ein Bewerber keine 
Zulassung, wird für jeden Zulassungsantrag ein Ableh-
nungsbescheid erteilt.

(6) Nach Abschluss der Koordinierungsphase für das 
Sommersemester vom 28. Februar bis 31. März und für 
das Wintersemester vom 28. August bis 30. September 
rücken Bewerberinnen und Bewerber, die keine Zulas-
sung erhalten haben, innerhalb der Ranglisten fortlau-
fend auf im DoSV noch verfügbare Studienplätze auf, 
soweit sie ihre weitere Teilnahme am Verfahren gegen-
über der Stiftung erklärt haben; im Örtlichen Vergabe-
verfahren können die Hochschulen durch Ordnung re-
geln, ob sie am Verfahren nach Halbsatz 1 teilnehmen; 
eine Teilzulassung gilt nicht als Zulassung nach Halbsatz 
1. Die Erklärung der Teilnahme kann für das Sommerse-
mester in der Zeit vom 25. Februar bis 27. Februar und 
für das Wintersemester in der Zeit vom 25. August bis 27. 
August abgegeben werden (Ausschlussfristen). Auf die 
Folgen der Nichtteilnahme ist die Bewerberin oder der 
Bewerber hinzuweisen. Sind die Ranglisten erschöpft, 
werden noch verfügbare Studienplätze auch an Bewer-
berinnen und Bewerber, die bisher noch nicht am DoSV 
teilgenommen haben, für das Sommersemester vom 25. 
Februar bis 31. März und für das Wintersemester vom 25. 
August bis 30. September durch Los vergeben. §  4 und 
Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 fi nden Anwendung. Der Zu-
lassungsantrag von Bewerberinnen oder Bewerbern für 
eine Teilnahme am Verfahren nach Satz 4 muss elektro-
nisch über das Webportal der Stiftung innerhalb des dort 

genannten Zeitraums eingegangen sein. Sätze 4 bis 6 fi n-
den keine Anwendung auf Studiengänge des Zentralen 
Vergabeverfahrens. Besteht eine Zulassungsmöglichkeit, 
erhält die Bewerberin oder der Bewerber einen Zulas-
sungsbescheid; Ablehnungsbescheide werden nicht er-
teilt. Ist das Verfahren nach den Sätzen 1 bis 8 in einem 
Studiengang beendet und sind noch Studienplätze ver-
fügbar oder werden wieder verfügbar, führt die Hoch-
schule ein Losverfahren nach § 23 Absatz 11 durch.

(7) Die Bewerberin oder der Bewerber kann ein Zulas-
sungsangebot oder eine Zulassung wegen eines Dienstes 
im Sinne des Artikels 8 Absatz 3 des Staatsvertrags zu-
rückstellen lassen. Es wird ein Rückstellungsbescheid er-
teilt. Ein Anspruch auf Einschreibung im laufenden Ver-
gabeverfahren besteht nicht; ein Zulassungsbescheid gilt 
insoweit als widerrufen. Durch Rückstellung wieder ver-
fügbare Studienplätze werden nach dem jeweiligen 
Stand der Vergabeverfahren gemäß den Absätzen 4 bis 6 
vergeben. 

(8) Die Fristen nach Absatz 1 Satz 6 und Absatz 6 Satz 2 
und 4 sind Ausschlussfristen. Fällt das Ende einer Aus-
schlussfrist auf einen Sonntag, gesetzlichen Feiertag 
oder Sonnabend, so endet die Frist mit dem Ablauf des 
entsprechenden Tags und verlängert sich nicht bis zum 
Ablauf des nächstfolgenden Werktags.

Abschnitt 2
Studienplatzvergabe im Zentralen Vergabeverfahren

Unterabschnitt 1
Antragstellung, Verfahrensbeteiligung

§ 6
Form und Frist des Zulassungsantrags

(1) Für die Bewerbung im Zentralen Vergabeverfahren 
ist eine Registrierung nach §  4 erforderlich. Der Zulas-
sungsantrag muss 

1. für das Sommersemester bis zum 15. Januar,

2.  für das Wintersemester, wenn die Hochschulzugangs-
berechtigung vor dem 16. Januar erworben wurde, bis 
zum 31. Mai, andernfalls bis zum 15. Juli

bei der Stiftung eingegangen sein (Ausschlussfristen). Ist 
der Zulassungsantrag fristgerecht gestellt worden, kön-
nen nachträglich eingereichte Unterlagen

1. für das Sommersemester bis zum 21. Januar,

2.  für das Wintersemester, wenn die Hochschulzugangs-
berechtigung vor dem 16. Januar erworben wurde, bis 
zum 15. Juni, andernfalls bis zum 21. Juli

berücksichtigt werden (Ausschlussfristen); Ergebnisse 
von Kriterien, die für eine Bewerbung zu einem Winter-
semester erst nach dem 15. Juni feststehen, können bis 
zum 21. Juli nachgereicht werden (Ausschlussfristen). Bei 
Bewerbungen für ein Zweitstudium gilt der Zeitpunkt 
des Abschlusses des Erststudiums als Zeitpunkt des Er-
werbs der Hochschulzugangsberechtigung nach Satz  2. 
Anträge, die nach dieser Verordnung zusätzlich zum Zu-
lassungsantrag gestellt werden können, sind mit dem 
Zulassungsantrag zu stellen, es sei denn, der Antrag 
stützt sich bei einer Bewerbung zum Wintersemester im 
Falle einer Bewerbungsfrist zum 31. Mai auf einen Sach-
verhalt, der vor dem 16. Juli, aber nach Ablauf der Be-
werbungsfrist eingetreten ist.

(2) Der Zulassungsantrag muss elektronisch über das 
Webportal der Stiftung bis zum Ablauf der in Absatz 1 
Satz 2 (Bewerbungsfrist) genannten Fristen eingegangen 
sein (Ausschlussfristen); das ausgedruckte und unter-
schriebene Antragsformular muss zusätzlich der Stiftung 
samt den zum Nachweis erforderlichen Unterlagen bis 
zum Ablauf der in Absatz 1 genannten Fristen zugegan-
gen sein (Ausschlussfristen). Im Übrigen bestimmt die 
Stiftung die Form des Zulassungsantrags und der An-
träge nach Absatz 1 Satz 5. Sie bestimmt auch die zum 
Nachweis erforderlichen Unterlagen nach Satz  1 und 
deren Form. Die Stiftung ist nicht verpfl ichtet, den Sach-
verhalt von Amts wegen zu ermitteln. § 4 Absatz 3 Satz 3 
und Absatz 4 gilt für das Zentrale Vergabeverfahren ent-
sprechend.
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(3) Abweichend von § 2 Nummer 6 sind in einem Zulas-
sungsantrag Bewerbungen an allen Studienorten eines 
Studiengangs möglich; dieser Zulassungsantrag zählt als 
ein Zulassungsantrag im Sinne des § 5 Absatz 1. Für die 
Teilnahme an den Auswahlverfahren in der Zusätzlichen 
Eignungsquote und in der Auswahlquote der Hochschu-
len können jeweils bis zu sechs Studienorte gewählt wer-
den. §  5 Absatz  2 gilt entsprechend. Ein Zulassungsan-
trag kann nach Ablauf der Fristen nach Absatz 1 Satz 2 
nicht mehr geändert werden. 

(4) Im Zulassungsantrag hat die Bewerberin oder der 
Bewerber anzugeben, ob sie oder er 

1.  für den gewählten Studiengang im Zeitpunkt der An-
tragstellung an einer deutschen Hochschule als Stu-
dentin oder Student eingeschrieben ist,

2.  bereits an einer deutschen Hochschule ein Studium 
abgeschlossen hat oder als Studentin oder Student 
eingeschrieben war, gegebenenfalls für welche Zeit.

(5) Die Bewerberinnen und Bewerber sind verpfl ichtet, 
den nach Absatz 3 Satz 2 gewählten Hochschulen die für 
das jeweilige Auswahlverfahren benötigten Unterlagen 
vorzulegen. Die Unterlagen müssen

1. für das Sommersemester bis zum 21. Januar

2. für das Wintersemester bis zum 21. Juli 

bei der jeweiligen Hochschule eingegangen sein (Aus-
schlussfristen). Nach Fristablauf eingegangene Unterla-
gen werden nicht berücksichtigt. Das Nähere regeln die 
Hochschulen durch Ordnung. Die Hochschulen können 
durch Ordnung bestimmen, dass die Ausschlussfristen 
nach Satz 2 verkürzt werden; dies gilt insbesondere für 
rein elektronische Zulassungsverfahren. Die Hochschu-
len sind nicht verpfl ichtet, den Sachverhalt von Amts 
wegen zu ermitteln.

(6) Fällt das Ende einer Ausschlussfrist auf einen Sonn-
tag, gesetzlichen Feiertag oder Sonnabend, so endet die 
Frist mit dem Ablauf des entsprechenden Tags und ver-
längert sich nicht bis zum Ablauf des nächstfolgenden 
Werktags. 

(7) Zulassungsanträge für Studienplätze außerhalb der 
festgesetzten Zulassungszahlen müssen für das Sommer-
semester bis zum 31. März und für das Wintersemester bis 
zum 30. September bei der Hochschule eingegangen sein 
(Ausschlussfristen). Für den Antrag außerhalb der festge-
setzten Zulassungszahlen bedarf es nicht einer erneuten 
Vorlage der für das Auswahlverfahren benötigten Unter-
lagen. Antragsberechtigt sind Bewerberinnen und Bewer-
ber, die sich an der Hochschule für das entsprechende Se-
mester um einen Studienplatz desselben Studiengangs 
innerhalb der festgesetzten Zulassungszahlen beworben 
haben. Stehen weniger Studienplätze außerhalb der fest-
gesetzten Zulassungszahlen zur Verfügung als wirksame 
Anträge gestellt wurden, so entscheidet das Los.

§ 7
Beteiligung am Verfahren

(1) Am Vergabeverfahren wird nur beteiligt, wer bei der 
Bewerbung für das Sommersemester bis zum 15. Januar, 
bei der Bewerbung für das Wintersemester bis zum 15. 
Juli die Hochschulzugangsberechtigung für den gewähl-
ten Studiengang erworben hat. Verfügt die Bewerberin 
oder der Bewerber über mehrere Hochschulzugangsbe-
rechtigungen, ist anzugeben, auf welche der jeweilige 
Zulassungsantrag gestützt wird. Die Feststellung der 
Hochschulzugangsberechtigung von Bewerberinnen und 
Bewerbern mit ausländischen Vorbildungsnachweisen 
erfolgt, wenn keine bundesweit gültige Anerkennungs-
entscheidung der Zeugnisanerkennungsstelle eines Lan-
des vorliegt, für den angestrebten Studiengang durch die 
Stiftung auf der Grundlage der Bewertungsvorschläge 
der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen.

(2) Wer bei der Bewerbung für das Sommersemester bis 
zum 15. Januar, bei der Bewerbung für das Wintersemes-
ter bis zum 15. Juli das 55. Lebensjahr vollendet hat, 
wird am Vergabeverfahren nur beteiligt, wenn für das 
beabsichtigte Studium unter Berücksichtigung der per-
sönlichen Situation der Bewerberin oder des Bewerbers 
schwerwiegende wissenschaftliche oder berufl iche 
Gründe sprechen.

(3) Vom Vergabeverfahren ist ausgeschlossen, 

1.  wer die Bewerbungsfristen nach §  6 Absatz  1 ver-
säumt, 

2.  wer nicht fristgerecht die Zugangsvoraussetzungen 
für den gewählten Studiengang nachweist,

3.  wer den Antrag nicht innerhalb der Frist nach § 6 Ab-
satz 2 in Verbindung mit § 6 Absatz 1 formgerecht ge-
stellt hat, 

4.  wer für den gewählten Studiengang im Zeitpunkt der 
Antragstellung an einer deutschen Hochschule als 
Studentin oder Student eingeschrieben ist; dies gilt 
nicht im Fall der Einschreibung für einen Teilstudien-
platz, 

5.  wer die Erklärung nach §  6 Absatz  4 nicht fristge-
recht abgegeben hat.

Unterabschnitt 2
Quoten und Verfahrensablauf

§ 8
Quoten

(1) Von den festgesetzten Zulassungszahlen sind je Stu-
dienort Studienplätze vorzubehalten:

1. für Fälle außergewöhnlicher Härte 2 Prozent,

2.  für die Zulassung im Sanitätsoffiziersdienst der Bun-
deswehr 

 a)  2,2 Prozent im Studiengang Medizin,

 b)  0,5 Prozent im Studiengang Pharmazie,

 c)  0,1 Prozent im Studiengang Tiermedizin,

 d)  1,4 Prozent im Studiengang Zahnmedizin,

3.  für die Zulassung von Bewerberinnen und Bewerbern 
gemäß § 2 des Landarztgesetzes Nordrhein-Westfalen 
vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW. S. 802) in Verbin-
dung mit Artikel 9 Absatz  1 Satz  1 Nummer  2 des 
Staatsvertrags 7,8 Prozent im Studiengang Medizin,

4.  für die Zulassung von ausländischen Staatsangehöri-
gen oder Staatenlosen, die nicht nach §  1 Absatz  2 
Satz  2 deutschen Staatsangehörigen gleichgestellt 
sind, 5 Prozent,

5. für die Auswahl für ein Zweitstudium 3 Prozent. 

Die von der jährlichen Aufnahmekapazität auf die Quote 
nach Satz 1 Nummer 2 entfallenden Studienplätze wer-
den zu einem Zulassungstermin (Wintersemester oder 
Sommersemester) vergeben. Für die Quoten nach Satz 1 
Nummer 2 gelten zusammen für ein Wintersemester und 
das darauffolgende Sommersemester bundesweit fol-
gende Obergrenzen:

1. im Studiengang Medizin: 220 Studienplätze, 

2. im Studiengang Pharmazie: 12 Studienplätze, 

3.  im Studiengang Tiermedizin: 2 Studienplätze, 

4. im Studiengang Zahnmedizin: 30 Studienplätze. 

Die Gesamtzahl der an allen nordrhein-westfälischen 
Hochschulen in der Quote nach Satz 1 Nummer 2 zu er-
rechnenden Plätze werden abweichend von Satz 1 antei-
lig an der Technischen Hochschule Aachen und den Uni-
versitäten Bonn, Köln und Münster vergeben. Für jede 
Quote nach Satz 1 muss mindestens ein Studienplatz zur 
Verfügung gestellt werden.

(2) Nach Absatz  1 verfügbar gebliebene Studienplätze 
werden nach Artikel 10 Absatz 1 des Staatsvertrags ver-
geben. In einer der Quoten nach Artikel 10 Absatz 1 des 
Staatsvertrags verfügbar gebliebene Studienplätze wer-
den anteilig nach dem Divisorverfahren mit Standard-
rundungen nach Sainte-Laguë (Sainte-Laguë-Verfahren) 
in den übrigen Quoten nach Artikel 10 Absatz  1 des 
Staatsvertrags vergeben. Soweit eine Hochschule von der 
Regelung zur Bildung von Unterquoten in § 5 Absatz 3 
Satz 3 und Absatz 4 Satz 2 des Hochschulzulassungsge-
setzes 2019 Gebrauch gemacht hat, gelten Satz 1 und 2 
entsprechend. 
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§ 9
Ablauf des Zentralen Vergabeverfahrens

(Abarbeitungsreihenfolge)

(1) Wer in mehreren Quoten zu berücksichtigen ist, wird 
auf allen entsprechenden Ranglisten geführt; Artikel 9 
Absatz 6 des Staatsvertrags bleibt unberührt. Die Zulas-
sungsangebote werden zunächst in folgender Reihen-
folge erteilt: 

1.  Auswahl nach §  8 Absatz  1 Satz  1 Nummer  2 und 3 
(öffentlicher Bedarf),

2.  Auswahl in der Vorabquote nach § 8 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 5 (Zweitstudium),

3. Auswahl in der Abiturbestenquote,

4. Auswahl in der Zusätzlichen Eignungsquote,

5. Auswahl in der Auswahlquote der Hochschulen,

6.  Auswahl nach Härtegesichtspunkten nach §  8 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1.

Für die weitere Abarbeitung der Ranglisten gelten die 
Koordinierungsregeln nach § 5 Absatz 4 bis 6. Zwischen 
der erstmaligen Erteilung von Zulassungsangeboten in 
der Quote nach Satz  2 Nummer  3 und der Quote nach 
Satz 2 Nummer 4 sollen mindestens 14 Tage liegen. Die 
Zulassungsangebote in der Quote nach Satz 2 Nummer 6 
werden für das Sommersemester ab dem 20. Februar und 
für das Wintersemester ab dem 20. August erteilt. §  19 
bleibt unberührt. Soweit eine Hochschule von der Rege-
lung zur Bildung von Unterquoten in § 5 Absatz 3 Satz 3 
und Absatz  4 Satz  2 des Hochschulzulassungsgesetzes 
2019 Gebrauch gemacht hat, bestimmt sie durch Ord-
nung die Reihenfolge der Erteilung der Zulassungsange-
bote für die Auswahl nach Satz 2 Nummer 4 und 5. 

(2) Die Hochschule kann bei der Durchführung ihrer 
Auswahlverfahren in der Zusätzlichen Eignungsquote 
und in der Auswahlquote der Hochschulen durch Über-
buchung der Zulassungszahlen berücksichtigen, dass 
Studienplätze voraussichtlich nicht besetzt werden.

(3) Die Hochschulen teilen der Stiftung während des 
Vergabeverfahrens regelmäßig die Einschreibergebnisse 
mit.

Unterabschnitt 3
Auswahl in den Vorabquoten

§ 10
Auswahl nach Härtegesichtspunkten

Die Studienplätze der Härtequote nach §  8 Absatz  1 
Satz 1 Nummer 1 werden auf Antrag an Bewerberinnen 
und Bewerber vergeben, für die es eine außergewöhnli-
che Härte bedeuten würde, wenn sie für den genannten 
Studiengang keine Zulassung erhielten. Eine außerge-
wöhnliche Härte liegt vor, wenn in der eigenen Person 
liegende besondere soziale oder familiäre Gründe die so-
fortige Aufnahme des Studiums zwingend erfordern. Die 
Rangfolge wird durch den Grad der außergewöhnlichen 
Härte bestimmt.

§ 11
Besonderer öffentlicher Bedarf

(1) Das Bundesministerium der Verteidigung teilt der 
Stiftung für das Sommersemester bis zum 15. Januar, für 
das Wintersemester bis zum 15. Juli (Ausschlussfristen) 
mit, wen es für die Studienplätze je Studiengang und 
Hochschule benennt, die dem Sanitätsoffiziersdienst der 
Bundeswehr nach § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vorbe-
halten sind. 

(2) Das Erfordernis der Registrierung nach § 4 bleibt bei 
der Bewerbung um einen Studienplatz in den Quoten 
nach § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 unberührt; die 
Benennung nach Absatz  1 und nach §  8 Absatz  2 der 
Landarztverordnung vom 21. Februar 2019 (GV. NRW. 
S. 122) gilt als Zulassungsantrag nach § 6 Absatz 3. Mit 
der Erteilung eines Zulassungsangebots in der Quote für 
den öffentlichen Bedarf gelten die weiteren Bewerbun-
gen nach § 6 Absatz 3 Satz 1 für diesen Studiengang als 
zurückgenommen. Abweichend von § 5 Absatz 2 Sätze 1 

und 2 erhält der Zulassungsantrag mit Erteilung des Zu-
lassungsangebots die höchste Präferenz.

§ 12
Auswahl und Zulassung von Drittstaatsangehörigen

(1) Ausländische Staatsangehörige oder Staatenlose, die 
nicht nach § 1 Absatz 2 Satz 2 deutschen Staatsangehö-
rigen gleichgestellt sind, werden von der Hochschule im 
Rahmen der Quote nach § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 
zugelassen. Ihre Zulassungsanträge sind an die Hoch-
schule zu richten und müssen dort innerhalb der Aus-
schlussfristen des § 6 Absatz 1 Satz 2 zugegangen sein. 
§  6 Absatz  1 Satz  3 und Absatz  5 gelten entsprechend. 
Die Hochschule kann bestimmen, dass die Ausschluss-
fristen für Bewerbungen ausländischer Staatsangehöri-
ger oder Staatenloser im Sinne des Satzes 1 vorverlegt 
werden. Die Hochschule bestimmt die Form des Zulas-
sungsantrags. Sie bestimmt auch die Unterlagen, die 
dem Antrag mindestens beizufügen sind sowie deren 
Form. Sie ist nicht verpfl ichtet, den Sachverhalt von 
Amts wegen zu ermitteln. Die Hochschule kann ein Ver-
fahren der elektronischen Antragstellung bestimmen. Bei 
der elektronischen Übermittlung hat die Hochschule 
unter Anwendung von Verschlüsselungsverfahren dem 
jeweiligen Stand der Technik entsprechende Maßnahmen 
zu treffen, die die Vertraulichkeit und Unversehrtheit der 
Daten gewährleisten. 1Bewerberinnen und Bewerbern, 
die glaubhaft machen, dass ihnen die elektronische An-
tragstellung nicht zumutbar ist, werden durch die Hoch-
schule unterstützt. Das Nähere regelt die Hochschule 
durch Ordnung. 

(2) Die Auswahl erfolgt in erster Linie nach dem Grad 
der Qualifi kation. Daneben können besondere Umstände 
berücksichtigt werden, die für eine Zulassung sprechen. 
Als ein solcher Umstand ist insbesondere anzusehen, 
wenn die Bewerberin oder der Bewerber

1.   von einer deutschen Einrichtung zur Begabtenförde-
rung ein Stipendium erhält,

2.   dem § 48 Absatz 10 Satz 1 bis 4 des Hochschulgeset-
zes oder dem §  40 Absatz  8 Satz  1 bis 4 des Kunst-
hochschulgesetzes vom 13. März 2008 (GV. NRW. 
S. 195) in der jeweils geltenden Fassung unterfällt,

3.  in der Bundesrepublik Deutschland Asylrecht genießt,

4.   aus einem Entwicklungsland oder einem Land kommt, 
in dem es keine Ausbildungsstätten für den betreffen-
den Studiengang gibt,

5.   einer deutschsprachigen Minderheit im Ausland ange-
hört.

(3) Die Hochschulen können durch Ordnung bestimmen, 
dass innerhalb der Quote gemäß § 8 Absatz 1 Nummer 4 
für die Bewerbergruppen im Sinne des Absatzes 2 Satz 3 
jeweils Unterquoten gebildet werden. Die Hochschulen 
können durch Ordnung bestimmen, dass im Sinne von 
Länderquotierungen Untergruppen (Länderproporz) ge-
bildet werden können. 

(4) Die Entscheidungen nach Absatz 2 treffen die Hoch-
schulen nach pfl ichtgemäßem Ermessen; zwischenstaat-
liche Vereinbarungen und Vereinbarungen zwischen 
Hochschulen sind zu berücksichtigen.

§ 13
Auswahl für ein Zweitstudium

(1) Bewerberin oder Bewerber für ein Zweitstudium ist, 
wer bereits ein Studium in einem anderen Studiengang 
an einer deutschen Hochschule abgeschlossen hat; §  4 
Absatz  2 des Hochschulzulassungsgesetzes 2019 bleibt 
unberührt. 

(2) Die Rangfolge wird durch eine Messzahl bestimmt, 
die aus dem Ergebnis der Abschlussprüfung des Erststu-
diums und dem Grad der Bedeutung der Gründe für das 
Zweitstudium ermittelt wird. Die Einzelheiten zur Er-
mittlung der Messzahl ergeben sich aus Anlage 1.

(3) Soweit ein Zweitstudium aus wissenschaftlichen 
Gründen angestrebt wird, erfolgt die Auswahl auf der 
Grundlage der Feststellungen der für den jeweiligen Stu-
diengang im Zulassungsantrag bei der erstmaligen An-
tragstellung im Vergabeverfahren in erster Präferenz ge-
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nannten Hochschule, die den Studiengang anbietet; eine 
nachträgliche Änderung der Präferenzen oder Rück-
nahme von Anträgen ist unbeachtlich. 

§ 14
Ergänzende Vorschriften zur Auswahl bei Ranggleichheit 

in den Vorabquoten

(1) Bei Ranggleichheit in den Auswahlverfahren nach 
den §§ 10 bis 13 wird ein Dienst nach Artikel 9 Absatz 7 
Satz 1 in Verbindung mit Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 1 bis 5 des Staatsvertrags nur berücksichtigt, wenn 
durch eine Bescheinigung glaubhaft gemacht wird, dass 
der Dienst in vollem Umfang abgeleistet ist oder bei 
einer Bewerbung für das Sommersemester bis zum 31. 
März und bei einer Bewerbung für das Wintersemester 
bis zum 30. September im Umfang der gesetzlich vorge-
schriebenen Mindestdauer abgeleistet sein wird. Glei-
ches gilt, wenn glaubhaft gemacht wird, dass bis zu den 
genannten Zeitpunkten mindestens sechs Monate Dienst 
nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 Nummer 6 des Staatsver-
trags ausgeübt sein werden. 

(2) Das Los nach Artikel 9 Absatz 7 Satz 2 des Staats-
vertrags bestimmt sich nach §  4 Absatz  2. Eine niedri-
gere Losnummer geht der höheren Losnummer vor.

Unterabschnitt 4
Auswahl in den Hauptquoten

§ 15
Ergänzende Vorschriften zur Auswahl 

in der Abiturbestenquote

(1) An der Vergabe der Studienplätze in der Abiturbe-
stenquote an einer Hochschule wird nur beteiligt, wer 
die Hochschule für diesen Studiengang im Zulassungs-
antrag genannt hat. Die Rangliste je Hochschule in der 
Abiturbestenquote bestimmt sich nach den folgenden 
Maßgaben: 

1.  die Hochschulzugangsberechtigungen aller Bewerbe-
rinnen und Bewerber jedes Landes für die in das Zen-
trale Vergabeverfahren einbezogenen Studiengänge 
werden zunächst in Landeslisten gemäß der nach An-
lagen 2 und 3 ermittelten Punktzahl der Hochschulzu-
gangsberechtigung gereiht; bei Punktgleichheit ent-
scheidet zunächst die Zugehörigkeit zum Personen-
kreis nach Artikel 8 Absatz  3 Satz  1 des Staatsver-
trags und danach das nach §  4 Absatz  2 zugeteilte 
Los, 

2.  die Landeslisten nach Nummer  1 werden danach 
gemäß den Landesquoten nach Artikel 10 Absatz  1 
Sätze 4 und 5 des Staatsvertrags unter Anwendung 
des Sainte-Laguë-Verfahrens zu einer bundesweiten 
Liste zusammengefügt (Positionsliste). 

Im Falle einer im Inland erworbenen deutschen Hoch-
schulzugangsberechtigung bestimmt der Ort des Er-
werbs die Zurechnung zu der jeweiligen Landesliste 
nach Satz  2 Nummer  1; bei Hochschulzugangsberechti-
gungen aufgrund berufl icher Qualifi kation gilt der Ort 
des Erwerbs der berufl ichen Qualifi kation als Ort nach 
Halbsatz 1. Wessen Hochschulzugangsberechtigung kei-
ner Landesliste nach Satz 2 Nummer 1 zugerechnet wer-
den kann, wird unter Anwendung des Sainte-Laguë-Ver-
fahrens entsprechend den Bevölkerungsanteilen nach 
Artikel 10 Absatz 1 Satz 4 des Staatsvertrags durch das 
nach § 4 Absatz 2 zugeteilte Los einer Landesliste zuge-
ordnet.

(2) Bei der Berechnung des Bewerberanteils eines Lan-
des nach Artikel 10 Absatz 1 Satz 4 und 5 des Staatsver-
trags wird nur berücksichtigt, wer 

1.  für diesen Studiengang zu dem Personenkreis gehört, 
der an der Auswahl in den Quoten nach Artikel 10 des 
Staatsvertrags zu beteiligen ist, und 

2.  eine nach den Beschlüssen der Kultusministerkonfe-
renz bei der Berechnung des Bewerberanteils eines 
Landes zu berücksichtigende Hochschulzugangsbe-
rechtigung in dem betreffenden Land erworben hat.

Für die Berechnung des Bevölkerungsanteils nach Arti-
kel 10 Absatz 1 Satz 4 des Staatsvertrags und nach Ab-

satz  1 Satz  4 ist die Fortschreibung über die deutsche 
Wohnbevölkerung maßgeblich, die zuletzt vor dem Be-
werbungsschluss des jeweiligen Vergabeverfahrens vom 
Statistischen Bundesamt veröffentlicht wurde.

(3) Wer weder Durchschnittsnote noch Punktzahl nach-
weist, wird mit der Punktzahl, die mindestens für das 
Bestehen der Hochschulzugangsberechtigung erforder-
lich ist, beteiligt. 

(4) Der Nachteilsausgleich nach Artikel 8 Absatz  2 des 
Staatsvertrags wird nur auf Antrag gewährt; §  6 Ab-
satz 1 Satz 5 und Absatz 2 fi ndet Anwendung.

§ 16
Ergänzende Vorschriften zur Auswahl 

in der Zusätzlichen Eignungsquote

An der Vergabe der Studienplätze in der Zusätzlichen 
Eignungsquote an einer Hochschule wird nur beteiligt, 
wer die Hochschule für diesen Studiengang im Zulas-
sungsantrag genannt hat.

§ 17
Ergänzende Vorschriften zur Auswahl in der 

 Auswahlquote der Hochschulen

(1) An der Vergabe der Studienplätze in der Auswahl-
quote der Hochschulen an einer Hochschule wird nur be-
teiligt, wer die Hochschule für diesen Studiengang im 
Zulassungsantrag genannt hat.

(2) Der Prozentrang nach Artikel 10 Absatz 1 Satz 3 des 
Staatsvertrags bestimmt sich nach Anlage 4. Die zur Be-
stimmung des Prozentrangs erforderliche Punktzahl der 
Hochschulzugangsberechtigung wird nach den Anlagen 
2 und 3 ermittelt.

(3) § 15 Absatz 3 und 4 fi ndet Anwendung. 

§ 18
Ergänzende Vorschriften zur Auswahl bei Ranggleichheit 

in den Hauptquoten

Bei Ranggleichheit in den Auswahlverfahren nach Arti-
kel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 des Staatsver-
trags oder bei Punktgleichheit nach Artikel 10 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 des Staatsvertrags in Verbindung mit 
§ 15 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 gilt § 14 entsprechend. 

Unterabschnitt 5
Vorwegzulassung und Teilstudienplätze

§ 19
Auswahl nach einem Dienst aufgrund früheren 

 Zulassungsanspruchs

(1) Bewerberinnen und Bewerber, die einen Dienst nach 
Artikel 8 Absatz 3 des Staatsvertrags abgeleistet haben, 
erhalten aufgrund eines früheren Zulassungsanspruchs 
ein Zulassungsangebot, wenn 

1.  sie zu Beginn oder während eines Dienstes für diesen 
Studiengang an diesem Studienort zugelassen worden 
sind, 

2.  sie ein Zulassungsangebot erhalten haben, für das ein 
Rückstellungsbescheid beantragt und erteilt wurde, 
oder 

3.  zu Beginn oder während eines Dienstes für diesen 
Studiengang nicht an allen Hochschulen Zulassungs-
zahlen festgesetzt waren. 

Bewerberinnen und Bewerber, die die Voraussetzungen 
nach Satz  1 erfüllen, erhalten vor der Auswahl der Be-
werberinnen und Bewerber in den Quoten nach Artikel 9 
Absatz 1 und Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 des Staatsver-
trags das Zulassungsangebot oder die Zulassung (Vor-
wegzulassung). Die Vorwegzulassung muss spätestens 
zum zweiten Vergabeverfahren beantragt werden, das 
nach Beendigung des Dienstes durchgeführt wird. Ist der 
Dienst noch nicht beendet, ist durch Bescheinigung 
glaubhaft zu machen, dass der Dienst bei einer Bewer-
bung für das Sommersemester bis zum 31. März oder bei 
einer Bewerbung für das Wintersemester bis zum 30. 
September beendet sein wird.
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(2) Das Los nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 3 des Staats-
vertrags bestimmt sich nach §  4 Absatz  2. Eine niedri-
gere Losnummer geht der höheren Losnummer vor.

(3) Beruht ein Zulassungsanspruch auf einer gerichtli-
chen Entscheidung, die sich auf ein bereits abgeschlosse-
nes Vergabeverfahren bezieht, sind die Absätze 1 und 2 
entsprechend anzuwenden.

§ 20

Teilstudienplätze 

Studienplätze, bei denen die Zulassung auf den ersten 
Teil eines Studiengangs beschränkt ist, weil das Weiter-
studium an einer deutschen Hochschule nicht gewähr-
leistet ist (Teilstudienplätze), werden getrennt von den 
übrigen Studienplätzen von der Stiftung vergeben. Die 
festgesetzte Zahl an Teilstudienplätzen, vermindert um 
die Zahl der nach einem Dienst aufgrund früheren Zu-
lassungsanspruchs Auszuwählenden, wird jeweils im An-
schluss an das Koordinierungsverfahren nach § 5 durch 
das Los an Bewerberinnen und Bewerber vergeben, die 
eine Zulassung zu einem Teilstudienplatz zusätzlich 
gemäß § 6 Absatz 1 Satz 5 beantragt haben. Das Los be-
stimmt sich nach § 4 Absatz 2. Eine niedrigere Losnum-
mer geht der höheren Losnummer vor.

Unterabschnitt 6

Bescheide

§ 21

Bescheide

(1) Im Zentralen Vergabeverfahren teilt die zuständige 
Stelle im Zulassungsbescheid der oder dem Zugelasse-
nen die Einschreibefrist von sechs Werktagen mit; ein 
Samstag gilt nicht als Werktag im Sinne von Halbsatz 1. 
Ist die Einschreibung bis zu diesem Termin nicht bean-
tragt worden oder lehnt die Hochschule eine Einschrei-
bung ab, weil sonstige Einschreibvoraussetzungen nicht 
vorliegen, wird der Zulassungsbescheid unwirksam; auf 
diese Rechtsfolge ist im Bescheid hinzuweisen.  

(2) Wer am Vergabeverfahren beteiligt wurde, aber nicht 
zugelassen worden ist, erhält, sofern in dieser Verord-
nung nichts anderes geregelt ist, einen Ablehnungsbe-
scheid von der zuständigen Stelle.

(3) Wer nach § 7 am Vergabeverfahren nicht zu beteiligen 
ist, erhält von der Stiftung einen Ausschlussbescheid. 

(4) Nach Maßgabe des §  5 Absatz  7 erlässt die zustän-
dige Stelle einen Rückstellungsbescheid. Artikel 11 Ab-
satz 6 gilt für Rückstellungsbescheide entsprechend.

(5) Die Stiftung und die Hochschulen sind jeweils be-
rechtigt, Bescheide nach den Absätzen 1 bis 4 vollständig 
durch automatische Einrichtungen zu erlassen.

(6) Von der Stiftung erstellte Bescheide werden in das 
DoSV-Benutzerkonto elektronisch übermittelt (Bereit-
stellung zum Abruf); darauf sind die Bewerberinnen und 
Bewerber bei der Registrierung nach §  4 hinzuweisen. 
Die Bewerberinnen und Bewerber erhalten über die Be-
reitstellung zum Abruf des Bescheids eine Benachrichti-
gung durch E-Mail der Stiftung. Ein im DoSV-Benutzer-
konto zum Abruf bereitgestellter Bescheid gilt am drit-
ten Tag nach Absendung der E-Mail über die 
Bereitstellung des Bescheids als bekannt gegeben. Im 
Zweifel hat die zuständige Stelle den Zugang der Be-
nachrichtigung nachzuweisen. Für die von der Hoch-
schule erstellen Bescheide gelten Satz  1 bis 4 entspre-
chend.

(7) Soweit die Hochschule für die Vergabe der Studien-
plätze nach §  3 Absatz  1 Satz  2 zuständig ist und am 
DoSV teilnimmt, kann sie die Stiftung damit beauftra-
gen, Zulassungs-, Rückstellungs- sowie Ablehnungsbe-
scheide zu erstellen und im Namen und Auftrag der 
Hochschule zu versenden; im Falle einer Bereitstellung 
zum Abruf nach Absatz 6 Satz 1 fi ndet Absatz 6 Satz 2 
bis 4 Anwendung. Gleiches gilt für Ausschlussbescheide, 
soweit die Hochschule zuständig ist.

Unterabschnitt 7
Übergangsvorschriften

§ 22
Übergangsregelungen für das Zentrale Vergabeverfahren

(1) Die Wartezeit gemäß Artikel 18 Absatz 1 des Staats-
vertrags wird durch die Zahl der seit dem Erwerb der 
Hochschulzugangsberechtigung verstrichenen Halbjahre 
bestimmt; Artikel 18 Absatz 1 Satz 2 des Staatsvertrags 
bleibt unberührt. Es zählen nur volle Halbjahre vom 
Zeitpunkt des Erwerbs der Hochschulzugangsberechti-
gung bis zum Beginn des Semesters, für das die Zulas-
sung beantragt wird. Halbjahre sind die Zeit vom 1. 
April bis zum 30. September eines Jahres (Sommerse-
mester) und die Zeit vom 1. Oktober eines Jahres bis zum 
31. März des folgenden Jahres (Wintersemester). Wird der 
Zeitpunkt des Erwerbs der Hochschulzugangsberechti-
gung nicht nachgewiesen, wird die Zahl der Halbjahre 
seit dem Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung 
nicht berücksichtigt. Der Nachteilsausgleich nach Arti-
kel 18 Absatz  1 Satz  1 Nummer  4 des Staatsvertrags 
wird nur auf Antrag gewährt; hinsichtlich der Form und 
Frist des Zulassungsantrags fi ndet § 6 Anwendung. 

(2) Bis einschließlich des Vergabeverfahrens zum Winter-
semester 2021/2022 gelten folgende Maßgaben: 

1.  in der Zusätzlichen Eignungsquote und in der Aus-
wahlquote der Hochschulen werden nur Kriterien be-
rücksichtigt, deren Ergebnisse für das Sommersemes-
ter bis zum 15. Januar und für das Wintersemester bis 
zum 15. Juli feststehen,

2.  für die Zusätzliche Eignungsquote und die Auswahl-
quote der Hochschulen wird für jede Bewerberin oder 
jeden Bewerber eine Gesamtpunktzahl gebildet, die 
sich aus der Summe der in den Auswahlkriterien er-
reichten Punkten errechnet; es sind insgesamt maxi-
mal 100 Punkte zu erreichen, die gemäß Anlage 5 be-
rechnet werden, 

3.  im Falle der Anwendung von Kriterien nach Arti-
kel 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und nach Artikel 10 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c des Staatsver-
trags sind die in Anlage 6 genannten in der Regel 
dreijährigen fachnahen anerkannten abgeschlossenen 
Berufsausbildungen und sich an die Berufsausbildung 
anschließenden Berufstätigkeiten von mindestens 
einem Jahr Dauer zu berücksichtigen; je Studiengang 
und Vergabeverfahren können jeweils nur eine Berufs-
ausbildung und jeweils nur eine Berufstätigkeit be-
rücksichtigt werden (jeweils einzeln oder in Kombi-
nation), 

4.  im Falle der Anwendung von Kriterien nach Artikel 
10 Absatz  2 Satz  1 Nummer  4 und nach Artikel 10 
Absatz  3 Satz  1 Nummer  2 Buchstabe d des Staats-
vertrags sind die in Anlage 7 genannten fachnahen 
praktischen Tätigkeiten und außerschulischen Leis-
tungen und Qualifi kationen zu berücksichtigen; je 
Studiengang und Vergabeverfahren können jeweils 
nur eine praktische Tätigkeit und jeweils nur eine au-
ßerschulische Leistung und Qualifi kation berücksich-
tigt werden (jeweils einzeln oder in Kombination),

5.  bei der Auswahl nach Artikel 10 Absatz 3 des Staats-
vertrags fi ndet das Kriterium nach Artikel 10 Ab-
satz  3 Satz  1 Nummer  1 Buchstabe b des Staatsver-
trags keine Anwendung.

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 gelten für den Studien-
gang Pharmazie folgende Maßgaben:

1.  Artikel 10 Absatz  3 Satz  3 und 4 des Staatsvertrags 
fi ndet keine Anwendung,

2.  in der Quote nach Artikel 10 Absatz  1 Satz  1 Num-
mer 2 des Staatsvertrags fi nden die Regelungen nach 
Artikels 10 Absatz 3 Sätze 1 und 2 des Staatsvertrags 
Anwendung. 

(4) § 6 Absatz 3 Satz 2 fi ndet bis einschließlich des Ver-
gabeverfahrens zum Wintersemester 2021/2022 keine 
Anwendung. Abweichend von §  6 Absatz  5 Satz  1 sind 
die benötigten Unterlagen der Stiftung für Hochschulzu-
lassung innerhalb der Fristen nach § 6 Absatz 1 vorzule-
gen.
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Abschnitt 3
Studienplatzvergabe im Örtlichen Vergabeverfahren

§ 23
Örtliche Zulassungsbeschränkungen

(1) Sofern in einem Studiengang, der nicht in das Zent-
rale Vergabeverfahren einbezogen ist, Zulassungszahlen 
festgesetzt werden, werden die Studienplätze von der 
Hochschule vergeben.

(2) Bis zum Vergabeverfahren für das Wintersemester 
2020/2021 einschließlich fi ndet § 23 Absatz 2 der Verga-
beverordnung NRW vom 15. Mai 2008 (GV. NRW. S. 386), 
die zuletzt durch Verordnung vom 26. Februar 2019 (GV. 
NRW. S.  186) geändert worden ist, weiter Anwendung, 
soweit im folgenden nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Hinsichtlich der Form und Frist des Zulassungsan-
trags gilt § 6 Absatz 1 Satz 2 bis 5, Absatz 2 Satz 2 bis 5 
und Absätze 4 bis 6 entsprechend. Hinsichtlich der Be-
teiligung am Verfahren gilt §  7 entsprechend. Hinsicht-
lich der Auswahl nach Härtegesichtspunkten gilt §  10 
entsprechend. Hinsichtlich der Auswahl der Zulassung 
von Drittstaatsangehörigen, der Auswahl für ein Zweit-
studium und der Auswahl bei Ranggleichheit in den Vor-
abquoten gelten § 12, § 13 Absatz 1 und 2 und § 14 ent-
sprechend. Hinsichtlich der Auswahl nach einem Dienst 
aufgrund früheren Zulassungsanspruchs gilt §  19 ent-
sprechend. 

(4) Die Hochschule kann durch Ordnung ein Verfahren 
der elektronischen Antragstellung bestimmen, das §  6 
Absatz 2 Satz 1 entspricht, und die Anzahl der Studien-
gänge festlegen, die im Zulassungsantrag in einer be-
stimmten Reihenfolge gewählt werden können. Im Zu-
lassungsantrag ist mindestens ein Studiengang zu wäh-
len. Bei der elektronischen Übermittlung hat die 
Hochschule unter Anwendung von Verschlüsselungsver-
fahren dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende 
Maßnahmen zu treffen, die die Vertraulichkeit und Un-
versehrtheit der Daten gewährleisten. Bewerberinnen 
und Bewerbern, die glaubhaft machen, dass ihnen die 
elektronische Antragstellung nicht zumutbar ist, werden 
durch die Hochschule unterstützt. Sofern Bewerberinnen 
und Bewerber ihre Anträge elektronisch gestellt haben 
oder im Rahmen der Antragstellung Daten elektronisch 
übermitteln, können ihnen Bescheide elektronisch über-
mittelt werden; darauf sollen die Bewerberinnen und Be-
werber vor der elektronischen Antragstellung oder der 
elektronischen Übermittlung von Daten hingewiesen 
werden. 

(5) Ein Zulassungsantrag kann nach Ablauf der Fristen 
nach §  6 Absatz  1 Satz  2 nicht mehr geändert werden. 
Stellt eine Bewerberin oder ein Bewerber mehrere Zu-
lassungsanträge für denselben Studiengang, wird nur 
über den letzten fristgerecht eingegangenen entschieden. 
Die in § 6 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 und 2 festgelegten 
Fristen sind jeweils um einen Tag gekürzt. Die Hoch-
schule kann durch Ordnung bestimmen, dass bei der An-
wendung des § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und Satz 3 
Nummer 2 nur die jeweils zeitlich letzte Ausschlussfrist 
gilt. Die Hochschule kann durch Ordnung bestimmen, 
dass die Ausschlussfristen gemäß §  6 Absatz  1 Satz  3 
Nummer 1 und 2, innerhalb derer die Nachreichung von 
Unterlagen möglich ist, für Anträge auf Zulassung zu 
Studiengängen, die mit einem Mastergrad abgeschlossen 
werden, verlängert werden. Beruht die Zulassung auf 
falschen Angaben im Zulassungsantrag, wird sie un-
wirksam; auf diese Rechtsfolge ist bei der Antragstellung 
und im Zulassungsbescheid hinzuweisen. 

(6) Zulassungsanträge für Studienplätze außerhalb der 
festgesetzten Zulassungszahlen müssen für das Sommer-
semester bis zum 1. April und für das Wintersemester bis 
zum 1. Oktober bei der Hochschule eingegangen sein 
(Ausschlussfristen). Für den Antrag außerhalb der fest-
gesetzten Zulassungszahlen bedarf es nicht der erneuten 
Vorlage der gemäß Absatz 1 bis 3 erforderlichen Unterla-
gen. Antragsberechtigt sind allein Bewerberinnen und 
Bewerber, die sich an der Hochschule für das entspre-
chende Semester um einen Studienplatz desselben Stu-
dienganges innerhalb der festgesetzten Zulassungs-
zahlen beworben haben. Stehen weniger Studienplätze 
außerhalb der festgesetzten Zulassungszahlen zur Verfü-

gung als wirksame Anträge gestellt wurden, so entschei-
det das Los.

(7) Die Hochschulen können Studierfähigkeitstests und 
Auswahlgespräche gemäß Artikel 10 Absatz 3 Nummer 2 
Buchstaben a und b des Staatsvertrags vor Ablauf der 
Frist für die Vorlage von Zulassungsanträgen durchfüh-
ren, wenn gewährleistet ist, dass Personen, die bis zum 
Ablauf dieser Frist eine Hochschulzugangsberechtigung 
erlangen, am Auswahl- und Zulassungsverfahren teil-
nehmen können.

(8) Die Hochschule kann bei der Durchführung ihrer 
Auswahlverfahren durch Überbuchung der Zulassungs-
zahlen berücksichtigen, dass Studienplätze voraussicht-
lich nicht besetzt werden.

(9) Im Zulassungsbescheid teilt die Hochschule mit, bis 
wann sich die oder der Zugelassene bei der im Zulas-
sungsbescheid genannten Hochschule einzuschreiben 
hat. § 21 Absatz 1 Satz 2 und Absätze 2 bis 7 gelten ent-
sprechend. 

(10) Für Studiengänge, die nicht am DoSV teilnehmen 
oder die vom Verfahren nach § 5 Absatz 6 Satz 1 Halb-
satz 1 ausgenommen sind, kann die Hochschule ein 
Nachrückverfahren durchführen; das Nähere regelt die 
Hochschule durch Ordnung. Die Hochschule kann durch 
Ordnung bestimmen, dass die Bewerberinnen und Be-
werber, die im Hauptverfahren keine Zulassung erhalten 
haben, bis zum Ablauf einer von der Hochschule jeweils 
zu bestimmenden Frist Erklärungen abgeben, ob sie 
einen Studienplatz annehmen oder ob sie an den Nach-
rückverfahren beteiligt werden wollen; die Bestimmun-
gen in Absatz  4 zur elektronischen Antragstellung und 
zur elektronischen Übermittlung von Bescheiden gelten 
entsprechend. In der Ordnung kann bestimmt werden, 
dass die Plätze, die von den Bewerberinnen und Bewer-
ber nicht angenommen werden, neu vergeben werden, 
und dass die Bewerberinnen und Bewerber vom weiteren 
Verfahren ausgeschlossen sind, sofern sie die Erklärung 
nach Satz 1 nicht oder nicht rechtzeitig abgeben.

(11) Nach Abschluss der Nachrückverfahren ist das Ver-
gabeverfahren in einem Studiengang abgeschlossen, 
wenn alle verfügbaren Studienplätze durch Einschrei-
bung besetzt sind. Danach werden Studienplätze, die 
noch verfügbar sind oder wieder verfügbar werden, von 
der Hochschule durch das Los an Bewerberinnen und 
Bewerber vergeben, die bei der Hochschule die Zulas-
sung beantragt haben. Die Hochschule bestimmt Form 
und Frist der Antragstellung durch Ordnung und gibt sie 
in geeigneter Weise bekannt. Wird eine Bewerberin oder 
ein Bewerber ausgelost, erhält sie oder er eine Zulas-
sung. Die Bewerberinnen und Bewerber werden über den 
Abschluss des Losverfahrens informiert; Ablehnungsbe-
scheide werden nicht erteilt. 

§ 24
Bewerberinnen und Bewerber mit Fachhochschulreife;

berufl ich qualifi zierte Bewerberinnen und Bewerber

Bis zum Vergabeverfahren für das Wintersemester 
2020/2021 einschließlich fi ndet §  24 der Vergabeverord-
nung NRW weiter Anwendung. 

§ 25
Teilnahme am Dialogorientierten Serviceverfahren

(1) Bei der Vergabe von Studienplätzen in Örtlichen Ver-
gabeverfahren kann die Hochschule gegen Erstattung 
der entstehenden Kosten die von der Stiftung angebote-
nen Dienstleistungen nach § 7 Absatz 2 des Hochschul-
zulassungsgesetzes 2019 in Verbindung mit Artikel 4 des 
Staatsvertrags in Anspruch nehmen. Bei der Vergabe von 
Studienplätzen des ersten Fachsemesters in Studiengän-
gen nach § 23 Absatz 1 nimmt die Hochschule am DoSV 
teil; die für die Hochschulen zuständige oberste Landes-
behörde kann in begründeten Fällen Ausnahmen zulas-
sen. Die Hochschule kann die Stiftung damit beauf-
tragen, im Namen der Hochschule Zulassungsanträge 
entgegenzunehmen und zu prüfen sowie Bescheide (Zu-
lassungs-, Rückstellungs- und Ablehnungsbescheide 
sowie Ausschlussbescheide) zu erstellen und zu versen-
den. 
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(2) Der Zulassungsantrag muss im Örtlichen Vergabever-
fahren über das Webportal der Hochschule oder, soweit 
die Hochschule dies zulässt, über das Webportal der Stif-
tung bis zum Ablauf der in § 6 Absatz 1 Satz 2 genann-
ten Fristen eingegangen sein (Ausschlussfristen). 

(3) Die Hochschulen geben die Ranglisten im DoSV für 
das Sommersemester bis spätestens 15. Februar und für 
das Wintersemester bis spätestens 15. August frei.

Kapitel 3
Studienplatzvergabe in höheren Fachsemestern

§ 26
Zulassungsbeschränkungen in höheren Fachsemestern

(1) Sofern in einem Studiengang Zulassungszahlen für 
höhere Fachsemester festgesetzt sind, werden die Studi-
enplätze durch die Hochschule vergeben. Als höheres 
Fachsemester gilt das zweite oder ein folgendes Fachse-
mester oder ein bestimmter Studienabschnitt nach dem 
ersten Fachsemester.

(2) Die Zahl der an einer Hochschule in ein höheres 
Fachsemester aufzunehmenden Bewerberinnen und Be-
werber (Zulassungszahl) wird auf den Unterschied zwi-
schen der festgesetzten Zahl von Studienplätzen (Auf-
füllgrenze) und der Zahl der Studentinnen und Studen-
ten, die sich innerhalb einer von der Hochschule zu 
bestimmenden Frist zur Fortsetzung ihres Studiums in 
dem entsprechenden höheren Fachsemester zurückge-
meldet haben (Rückmeldungen), festgesetzt.

(3) Wird die für ein höheres Fachsemester festgesetzte 
Zahl der Studienplätze durch die Zahl der Rückmeldun-
gen überschritten, verringern sich die Zulassungszahlen 
für die anderen Fachsemester, und zwar vorrangig für 
das jeweils höchste Fachsemester, entsprechend.

§ 27
Vergabe der Studienplätze in höheren Fachsemestern

(1) Die verfügbaren Studienplätze werden in folgender 
Rangfolge vergeben:

1.   an Bewerberinnen und Bewerber, die in dem gewähl-
ten Studiengang vor dem Beginn von Nachrückver-
fahren für das erste Fachsemester zugelassen oder in 
einem niedrigeren Fachsemester eingeschrieben sind 
und innerhalb einer von der Hochschule zu bestim-
menden Frist nachweisen, dass ihnen Studienleistun-
gen oder Studienzeiten in ausreichendem Umfang an-
gerechnet worden sind; das gilt nicht für Bewerberin-
nen und Bewerber, die gemäß § 12 zugelassen worden 
sind,

2.   an Bewerberinnen und Bewerber, die in einer Einstu-
fungsprüfung an der Hochschule die erforderlichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten nachgewiesen haben,

3.   an Bewerberinnen und Bewerber, die im Zeitpunkt 
der Antragstellung an einer Hochschule für den ge-
wählten Studiengang endgültig eingeschrieben sind 
oder vor diesem Zeitpunkt endgültig eingeschrieben 
waren und

4.   an sonstige Bewerberinnen und Bewerber, die inner-
halb einer von der Hochschule zu bestimmenden Frist 
nachweisen, dass ihnen Leistungen in ausreichendem 
Umfang angerechnet worden sind.

(2) Sofern eine Auswahl innerhalb der Ranggruppen 
nach Absatz 1 erforderlich wird, bestimmt sich die Rang-
folge in den Fällen von Absatz 1 Nummer 1 und 2 nach 
dem Los. In den Fällen von Absatz  1 Nummer  3 und 4 
kann die Hochschule die Rangfolge gemäß näherer Rege-
lung einer Ordnung nach dem Leistungsstand der Be-
werberinnen und Bewerber sowie nach gesundheitlichen, 
sozialen, familiären, wissenschaftlichen oder wirtschaft-
lichen Gründen bestimmen. Bei der weiteren Auswahl 
innerhalb der Ranggruppe nach Nummer  4 werden Be-
werberinnen und Bewerber, die

1.   bereits ein Studium in einem anderen Studiengang an 
einer deutschen Hochschule abgeschlossen haben 
(§ 13 Absatz 1),

2.   als Studienanfängerinnen oder Studienanfänger in 
einem Studiengang mit einem Auswahlverfahren ein-
geschrieben sind, durch das Bewerberinnen und Be-
werber vom Erststudium ausgeschlossen werden, oder

3.   in einem anderen Studiengang in einem höheren 
Fachsemester eingeschrieben sind, für das eine Zulas-
sungsbeschränkung besteht,

gegenüber den übrigen Bewerberinnen und Bewerbern 
nachrangig zugelassen. Hilfsweise entscheidet das Los.

(3) Der Antrag auf Zuweisung eines Studienplatzes ist 
mit den erforderlichen Unterlagen an die Hochschule zu 
richten. Der Zulassungsantrag muss für das Sommerse-
mester bis zum 15. März, für das Wintersemester bis zum 
15. September bei der Hochschule eingegangen sein 
(Ausschlussfristen). 

(4) Die Hochschule bestimmt die Form der Anträge. Ins-
besondere kann die Hochschule durch Ordnung ein Ver-
fahren der elektronischen Antragstellung bestimmen, 
das § 23 Absatz 4 entspricht. Sie bestimmt auch, welche 
Unterlagen den Anträgen mindestens beizufügen sind.

(5) Ist ein Studienplatz im ersten Fachsemester zugewie-
sen worden und wurde im Zulassungsantrag für den im 
Zulassungsbescheid bezeichneten Studiengang bean-
tragt, Studienleistungen oder Studienzeiten anzurech-
nen, gilt der Zulassungsantrag zugleich als frist- und 
formgerechter Zulassungsantrag für ein höheres Fachse-
mester bei der im Zulassungsbescheid bezeichneten 
Hochschule. Diese kann die Vorlage weiterer Unterlagen 
innerhalb einer von ihr zu bestimmenden Frist verlan-
gen.

(6) Sind nach Berücksichtigung aller frist- und formge-
recht gestellten Zulassungsanträge noch Studienplätze 
verfügbar, werden auch solche Bewerbungen berücksich-
tigt, die nicht frist- oder formgerecht oder nicht mit den 
erforderlichen Unterlagen gestellt wurden. Wird unter 
diesen eine Auswahl erforderlich, entscheidet das Los.

(7) Im Zulassungsbescheid teilt die Hochschule mit, bis 
wann sich die oder der Zugelassene einzuschreiben hat. 
Ist die Einschreibung bis zu diesem Termin nicht bean-
tragt worden oder lehnt die Hochschule eine Einschrei-
bung ab, weil sonstige Einschreibvoraussetzungen nicht 
vorliegen, wird der Zulassungsbescheid unwirksam; auf 
diese Rechtsfolge ist im Bescheid hinzuweisen. Beruht 
die Zulassung auf falschen Angaben im Zulassungsan-
trag, wird sie unwirksam; auf diese Rechtsfolge ist bei 
der Antragstellung und im Zulassungsbescheid hinzu-
weisen.

Kapitel 4
Schlussbestimmungen

§ 28
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 
2019 in Kraft. Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren 
zum Sommersemester 2020.

(2) Die Vergabeverordnung NRW tritt zum 31. März 2020 
mit Abschluss des Vergabeverfahrens zum Wintersemes-
ter 2019/2020 außer Kraft.

Düsseldorf, den 18. Dezember 2019

Die Ministerin
für Kultur und Wissenschaft

des Landes Nordrhein-Westfalen

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n
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Anlage 1 
 

Ermittlung der Messzahl bei der Auswahl für ein Zweitstudium 
(zu § 13 Absatz 2 Satz 2) 

 
 

(1) Die Messzahl ist die Summe der Punktzahlen, die für das Ergebnis der Abschlussprüfung des 
Erststudiums und für den Grad der Bedeutung der Gründe für das Zweitstudium vergeben werden. 
 
(2) Für das Ergebnis der Abschlussprüfung des Erststudiums werden folgende Punktzahlen vergeben: 
 
1. Noten „ausgezeichnet“ und „sehr gut“ — 4 Punkte; 
2. Noten „gut“ und „voll befriedigend“ — 3 Punkte; 
3. Note „befriedigend“ — 2 Punkte; 
4. Note „ausreichend“ — 1 Punkt. 
 
Ist die Note der Abschlussprüfung des Erststudiums nicht nachgewiesen, wird das Ergebnis der 
Abschlussprüfung mit 1 Punkt bewertet. 
 
(3) Nach dem Grad der Bedeutung der Gründe für das Zweitstudium werden folgende Punktzahlen 
vergeben: 
 
1. „zwingende berufliche Gründe” — 9 Punkte; 

zwingende berufliche Gründe liegen vor, wenn ein Beruf angestrebt wird, der nur aufgrund zweier 
abgeschlossener Studiengänge ausgeübt werden kann; 

 
2. „wissenschaftliche Gründe“ — 7 bis 11 Punkte; 
 wissenschaftliche Gründe liegen vor, wenn im Hinblick auf eine spätere Tätigkeit in Wissenschaft 

und Forschung auf der Grundlage der bisherigen wissenschaftlichen und praktischen Tätigkeit eine 
weitere wissenschaftliche Qualifikation in einem anderen Studiengang angestrebt wird; 

 
3. „besondere berufliche Gründe“ — 7 Punkte; 

besondere berufliche Gründe liegen vor, wenn die berufliche Situation dadurch erheblich 
verbessert wird, dass der Abschluss des Zweitstudiums das Erststudium sinnvoll ergänzt. Dies ist 
der Fall, wenn die durch das Zweitstudium in Verbindung mit dem Erststudium angestrebte 
Tätigkeit als Kombination zweier studiengangspezifischer Tätigkeitsfelder anzusehen ist, die im 
Regelfall nicht bereits von Absolventinnen und Absolventen einer der beiden Studiengänge 
wahrgenommen werden kann, und die oder der Betroffene nachweisbar diese Tätigkeit anstrebt;  

 
4. „sonstige berufliche Gründe” — 4 Punkte; 

sonstige berufliche Gründe liegen vor, wenn das Zweitstudium aufgrund der individuellen 
beruflichen Situation aus sonstigen Gründen, insbesondere zum Ausgleich eines unbilligen 
beruflichen Nachteils oder um die Einsatzmöglichkeiten der mithilfe des Erststudiums ausgeübten 
Tätigkeit zu erweitern, erforderlich ist; 

 
5. „keiner der vorgenannten Gründe“ — 1 Punkt. 
 
Liegen wissenschaftliche Gründe vor, ist die Punktzahl innerhalb des Rahmens von 7 bis 11 Punkten 
davon abhängig, welches Gewicht die Gründe haben, welche Leistungen bisher erbracht worden sind 
und in welchem Maß die Gründe von allgemeinem Interesse sind. Wird das Zweitstudium nach einer 
Familienphase zum Zwecke der Wiedereingliederung oder des Neueinstiegs in das Berufsleben 
angestrebt, kann dieser Umstand unabhängig von der Bewertung des Vorhabens und seiner 
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Zuordnung zu einer der vorgenannten Fallgruppen durch Gewährung eines Zuschlags von bis zu 2 
Punkten bei der Messzahlbildung berücksichtigt werden. 
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Anlage 2  
 

Ermittlung der Durchschnittsnote 
(zu § 15 Absatz 1) 

 
 
(1) Bei Hochschulzugangsberechtigungen auf der Grundlage der 
 
1. „Vereinbarung zur Gestaltung der gymnasialen Oberstufe und der Abiturprüfung” gemäß 

Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7. Juli 1972 in der jeweils geltenden Fassung 
(Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 176),  

 
2. „Vereinbarung über die Abiturprüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler entsprechend der 

Gestaltung der gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II” gemäß Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 13. September 1974 in der jeweils geltenden Fassung (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 192.2), 

 
3. „Vereinbarung über die Durchführung der Abiturprüfung für Schülerinnen und Schüler an 

Waldorfschulen” gemäß Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 21. Februar 1980 in der 
jeweils geltenden Fassung (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 485.2), 

 
4. „Vereinbarung zur Gestaltung der Abendgymnasien“ gemäß Beschluss der 

Kultusministerkonferenz vom 21. Juni 1979 in der jeweils geltenden Fassung (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 240.2), 

 
5. „Vereinbarung zur Gestaltung der Kollegs” gemäß Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 

21. Juni 1979 in der jeweils geltenden Fassung (Beschluss-Sammlung der 
Kultusministerkonferenz Nr. 248.1), 

 
die eine auf eine Stelle nach dem Komma bestimmte Durchschnittsnote enthalten, wird diese 
zugrunde gelegt. Enthält die Hochschulzugangsberechtigung keine Durchschnittsnote nach Satz 1, 
aber eine Punktzahl der Gesamtqualifikation, wird nach Anlage 4 der „Vereinbarung zur Gestaltung 
der gymnasialen Oberstufe und der Abiturprüfung“ gemäß Beschluss der Kultusministerkonferenz 
vom 7. Juli 1972 in der jeweils geltenden Fassung (Beschluss-Sammlung der 
Kultusministerkonferenz Nr. 176) die Durchschnittsnote aus der Punktzahl der Gesamtqualifikation 
errechnet. Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem Komma errechnet; es wird nicht 
gerundet.  
 
(2) Bei Hochschulzugangsberechtigungen auf der Grundlage 
 
1. der „Vereinbarung über Abendgymnasien” gemäß Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 

3. Oktober 1957 in der Fassung vom 8. Oktober 1970 (Beschluss-Sammlung der 
Kultusministerkonferenz Nr. 240), 

 
2. des Beschlusses der Kultusministerkonferenz vom 8. Juli 1965 (Beschluss-Sammlung der 

Kultusministerkonferenz Nr. 248) über die „Institute zur Erlangung der Hochschulreife 
(‚Kollegs‘)” 

 
wird die Durchschnittsnote aus dem arithmetischen Mittel der Noten der 
Hochschulzugangsberechtigung mit Ausnahme der Noten für die Fächer, die in der 
Hochschulzugangsberechtigung oder einer besonderen Bescheinigung als vorzeitig abgeschlossen 
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ausgewiesen sind, gebildet. Absatz 3 Satz 2 Nummern 1 bis 6 und 9 findet Anwendung. Ist die 
Durchschnittsnote nicht von der Schule ausgewiesen, wird sie nach den Sätzen 1 und 2 errechnet.  
 
(3) Bei Hochschulzugangsberechtigungen auf der Grundlage der 
 
1. „Vereinbarung über die befristete gegenseitige Anerkennung von Zeugnissen der fachgebundenen 

Hochschulreife, die an zur Zeit bestehenden Schulen, Schulformen beziehungsweise -typen 
erworben worden sind” gemäß Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 25. November 1976 
(Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 226.2) und vom 16. Februar 1978 
(Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 226.2.1), 

 
2. „Sondervereinbarung über die gegenseitige Anerkennung der Zeugnisse von besonderen 

gymnasialen Schulformen, die zu einer allgemeinen Hochschulreife führen“ gemäß Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 25. November 1976 (Beschluss-Sammlung der 
Kultusministerkonferenz Nr. 226.1);  

 
1. „Rahmenvereinbarung über die Berufsoberschule” gemäß Beschluss der 

Kultusministerkonferenz vom 25. November 1976 in der jeweils geltenden Fassung (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 470)  

 
finden die Absätze 1 und 2 entsprechende Anwendung. Dabei wird eine Durchschnittsnote aus dem 
arithmetischen Mittel wie folgt gebildet: 
 
1. weist die Hochschulzugangsberechtigung eine Note für das Fach Gemeinschaftskunde aus, werden 

die Noten für die Fächer Geschichte, Erdkunde, Sozialkunde und Philosophie sowie für sonstige 
Fächer, die in der Hochschulzugangsberechtigung als zu dem Fach Gemeinschaftskunde gehörig 
ausgewiesen sind, nicht gewertet; 

 
2. weist die Hochschulzugangsberechtigung keine Note für das Fach Gemeinschaftskunde aus, ist 

diese aus dem arithmetischen Mittel der Noten für die Fächer Geschichte, Erdkunde, Sozialkunde 
und Philosophie oder für die Fächer, die in der Hochschulzugangsberechtigung als zu dem Fach 
Gemeinschaftskunde gehörig ausgewiesen sind, zu bilden; dabei ist bei der Bildung der Note für 
das Fach Gemeinschaftskunde nach Halbsatz 1 eine im Zeugnis ausgewiesene Note für das Fach 
Wirtschaftsgeographie beziehungsweise Geographie mit Wirtschaftsgeographie einzubeziehen; 

 
3. ist in der Hochschulzugangsberechtigung eine Note für das Fach Geschichte mit 

Gemeinschaftskunde ausgewiesen, gilt diese Note als Note für das Fach Geschichte und als Note 
für das Fach Sozialkunde; 

 
4. bei der Bildung der Note für das Fach Gemeinschaftskunde wird gerundet; 

 
5. ist in der Hochschulzugangsberechtigung neben den Noten für die Fächer Biologie, Chemie und 

Physik eine Gesamtnote für den naturwissenschaftlichen Bereich ausgewiesen, bleibt diese bei der 
Errechnung der Durchschnittsnote außer Betracht; 

 
6. Noten für die Fächer Religionslehre, Ethik, Kunsterziehung, Musik und Sport bleiben außer 

Betracht, es sei denn, dass die Zulassung zu einem entsprechenden Studiengang beantragt wird; 
 
7. Noten für die Fächer Kunsterziehung, Musik und Sport werden gewertet, soweit sie 

Kernpflichtfächer waren; 
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8. Noten für zusätzliche Unterrichtsveranstaltungen und für Arbeitsgemeinschaften bleiben 
unberücksichtigt; 

 
9. die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem Komma errechnet; es wird nicht gerundet. 
 
(4) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach 
dem Stand bis zum 3. Oktober 1990 an einer in eine Hochschule übergeleiteten Bildungseinrichtung 
erworben wurden, ist eine Durchschnittsnote von der Hochschule in dem Zeugnis oder einer 
besonderen Bescheinigung auszuweisen. Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem 
Komma errechnet; es wird nicht gerundet. 
 
(5) Bei sonstigen Hochschulzugangsberechtigungen, die auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland nach dem Stand bis zum 3. Oktober 1990 erworben wurden und eine Durchschnittsnote 
enthalten, die auf eine Stelle nach dem Komma bestimmt ist, wird diese zugrunde gelegt. 
 
(6) Bei sonstigen Hochschulzugangsberechtigungen, die auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland nach dem Stand bis zum 3. Oktober 1990 erworben wurden und nur Einzelnoten im 
Rahmen eines sechsstufigen Notensystems enthalten, wird eine Durchschnittsnote unter 
entsprechender Anwendung des Absatzes 3 Satz 2 Nummern 1 bis 6 und 9 aus dem arithmetischen 
Mittel der Noten gebildet; Noten für gegebenenfalls im 11. und 12. Schuljahr abgeschlossene Fächer 
sowie Noten für zusätzliche Unterrichtsveranstaltungen und für Arbeitsgemeinschaften bleiben 
unberücksichtigt. 
 
(7) Bei sonstigen Hochschulzugangsberechtigungen, die auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland nach dem Stand bis zum 3. Oktober 1990 erworben wurden und weder eine 
Durchschnittsnote, die auf eine Stelle nach dem Komma bestimmt ist, noch Einzelnoten im Rahmen 
eines sechsstufigen Notensystems enthalten, ist eine Durchschnittsnote durch eine besondere 
Bescheinigung nachzuweisen, die von der für die Abnahme der entsprechenden Prüfung zuständigen 
Stelle oder von der obersten Landesbehörde auszustellen ist, unter deren Aufsicht diese Prüfung 
durchgeführt worden ist. Bei der Bestimmung der Durchschnittsnote sind einzelne 
Prüfungsleistungen, die der Hochschulzugangsberechtigung zugrunde liegen, zur Beurteilung 
heranzuziehen. Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem Komma bestimmt; es wird nicht 
gerundet. 
 
(8) Bei Hochschulzugangsberechtigungen aus der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik, 
die nach dem Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 10. Mai 1990 (Beschluss-Sammlung der 
Kultusministerkonferenz Nr. 908) zur Aufnahme eines Studiums in der Bundesrepublik Deutschland 
berechtigen, wird die Durchschnittsnote nach dem Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 8. 
Juli 1987 in der Fassung vom 8. Oktober 1990 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz 
Nr. 289.1) errechnet. Bei Hochschulzugangsberechtigungen aus den in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Ländern, die nach dem Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 
21. Februar 1992 in der Fassung vom 12. März 1993 (Beschluss-Sammlung der 
Kultusministerkonferenz Nr. 234) und vom 25. Februar 1994 (Beschluss-Sammlung der 
Kultusministerkonferenz Nr. 234.1) zur Aufnahme eines Studiums in der Bundesrepublik 
Deutschland berechtigen, wird die Durchschnittsnote nach dem Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 21. Februar 1992 in der Fassung vom 9. Juni 1993 (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 235) errechnet. Die Durchschnittsnote wird jeweils von 
der für die Ausstellung des Zeugnisses zuständigen Stelle auf eine Stelle nach dem Komma errechnet; 
es wird nicht gerundet. Es wird die auf dem Zeugnis oder in einer besonderen Bescheinigung 
ausgewiesene Durchschnittsnote zugrunde gelegt. 
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(9) Bei ausländischen Vorbildungsnachweisen wird die Gesamtnote, wenn keine Bescheinigung der 
Zeugnisanerkennungsstelle eines Landes über die Festsetzung einer Gesamtnote vorliegt, auf der 
Grundlage der „Vereinbarung über die Festsetzung der Gesamtnote bei ausländischen 
Hochschulzugangszeugnissen“ vom 15. 3. 1991 in der jeweils geltenden Fassung (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 289.5) berechnet. 
 
(10) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die bis einschließlich 1986 aufgrund einer 
Abschlussprüfung unter dem Vorsitz einer oder eines Prüfungsbeauftragten der 
Kultusministerkonferenz an deutschen Schulen im Ausland (ausgenommen die Schulen mit 
neugestalteter gymnasialer Oberstufe) erworben wurden, ist die Durchschnittsnote durch eine 
Bescheinigung der oder des Prüfungsbeauftragten nachzuweisen. Dasselbe gilt weiterhin für die 
Zeugnisse der deutschen Reifeprüfungen, die am Lyzeum Alpinum in Zuoz und am Institut auf dem 
Rosenberg in St. Gallen erworben wurden. Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem 
Komma bestimmt; es wird nicht gerundet. Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die ab 1987 
aufgrund einer Abschlussprüfung unter dem Vorsitz einer oder eines Prüfungsbeauftragten der 
Kultusministerkonferenz an deutschen Schulen im Ausland erworben wurden, wird die auf dem 
Zeugnis ausgewiesene, auf eine Stelle nach dem Komma bestimmte Durchschnittsnote zugrunde 
gelegt. Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die ab 1998 aufgrund einer Abschlussprüfung unter 
der Leitung einer oder eines Beauftragten der Kultusministerkonferenz an Deutschen Schulen im 
Ausland erworben wurden, werden die auf dem Zeugnis ausgewiesene, auf eine Stelle nach dem 
Komma bestimmte Durchschnittsnote sowie die ausgewiesene Punktzahl des Gesamtergebnisses 
zugrunde gelegt. 
 
(11) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die an den deutsch-französischen Gymnasien ab dem 
Abiturtermin 1982 erworben wurden, wird der in den Zeugnissen gemäß Artikel 30 des Abkommens 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Französischen 
Republik vom 10. Februar 1972 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 90) 
ausgewiesene ”allgemeine Notendurchschnitt" bei der Rangplatzbestimmung zugrunde gelegt. Für 
die Umrechnung des ”allgemeinen Notendurchschnitts" wird der für die Europäischen Schulen 
geltende Umrechnungsschlüssel gemäß Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 8. Dezember 
1975 in der jeweils geltenden Fassung (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 289.2) 
angewendet. Bei Absolventinnen und Absolventen der deutsch-französischen Gymnasien in Freiburg 
und Saarbrücken werden für das Abitur 1982 und 1983 die bis 1981 geltenden Richtlinien 
angewendet, sofern durch die Neuregelung im Einzelfall eine Verschlechterung der 
Durchschnittsnote eintritt. Die nach diesem Verfahren umgerechnete allgemeine Durchschnittsnote 
wird zusätzlich zum „allgemeinen Notendurchschnitt“ im „Zeugnis über das Bestehen des deutsch-
französischen Abiturs“ ausgewiesen und durch den Stempelzusatz „Durchschnittsnote gemäß 
Staatsvertrag über die Vergabe von Studienplätzen“ gekennzeichnet. Bei 
Hochschulzugangsberechtigungen, die an den deutsch-französischen Gymnasien ab dem 
Abiturtermin 2014 erworben wurden, wird der in den Zeugnissen gemäß Artikel 30 des Abkommens 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Französischen 
Republik vom 10. Februar 1972 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 90) 
ausgewiesene „allgemeine Notendurchschnitt“ bei der Rangplatzbestimmung zugrunde gelegt. Für 
die Umrechnung des „allgemeinen Notendurchschnitts“ wird das „Berechnungsverfahren zur 
Ermittlung der „Punktzahl des Gesamtergebnisses (E)“ und der „Abiturdurchschnittsnote (N) für die 
Deutsch-Französischen Gymnasien“ gemäß Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 05.06.2014 
(Beschlusssammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 290) angewendet. Die nach diesem Verfahren 
ermittelte „Punktzahl des Gesamtergebnisses“ wird als „Punktzahl der Gesamtqualifikation“ und 
„Abiturdurchschnittsnote“ zusätzlich zum „allgemeinen Notendurchschnitt" im „Zeugnis über das 
Bestehen des deutsch-französischen Abiturs“ ausgewiesen. 
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(12) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die in Bildungsgängen in der Französischen Republik 
erworben wurden, die auf den gleichzeitigen Erwerb des Baccalauréat und der Allgemeinen 
Hochschulreife vorbereiten („Abibac“), wird die Durchschnittsnote der Bescheinigung zugrunde 
gelegt, die von der oder dem Prüfungsbeauftragten der Ständigen Konferenz der Kultusminister der 
Länder in der Bundesrepublik Deutschland gemäß der „Verwaltungsabsprache zwischen dem 
Bevollmächtigten der Bundesrepublik Deutschland für kulturelle Angelegenheiten im Rahmen des 
Vertrags über die deutsch-französische Zusammenarbeit und dem Minister für Erziehung, 
Hochschulwesen und Forschung der Französischen Republik über die Organisation des 
Bildungsgangs, die Gestaltung der Lehrpläne und die Prüfungsordnung zum gleichzeitigen Erwerb 
der deutschen Allgemeinen Hochschulreife und des französischen Baccalauréat“ vom 11.05.2006 
ausgewiesen wird. 
 
(13) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die an den Deutschen Abteilungen französischer 
Internationaler Schulen (Lycées Internationaux) erworben wurden, bei denen das Baccalauréat mit 
dem deutschen Prüfungsteil „option international“ abgelegt wurde, wird die Durchschnittsnote auf 
der Grundlage der „Vereinbarung über die Berechnung der Durchschnittsnoten für die an den 
Deutschen Abteilungen französischer Schulen (Lycées internationaux) erworbenen 
Hochschulzugangsberechtigungen deutscher Staatsbürger“ gemäß Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 13.04.1988 in der jeweils geltenden Fassung (Beschluss-Sammlung 
der Kultusministerkonferenz Nr. 289.4) nachgewiesen. Die nach diesen Verfahren ermittelte 
Durchschnittsnote wird durch eine Bescheinigung einer oder eines Prüfungsbeauftragten der 
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland 
nachgewiesen. 
 
(14) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die an den Europäischen Schulen erworben wurden, wird 
die Europäische Abiturdurchschnittsnote bei der Rangplatzbestimmung zugrunde gelegt. Für die 
Umrechnung der Europäischen Durchschnittsnote bis zum Abitur 2020 wird der 
„Umrechnungsschlüssel zur Bewertung der an Europäischen Schulen erworbenen Reifezeugnissen 
bei der zentralen Vergabe von Studienplätzen“ gemäß Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 
08.12.1975 in der jeweils geltenden Fassung (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 
289.2) angewendet. Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem Komma ausgewiesen; die 
Umrechnung wird von der deutschen Inspektorin oder dem deutschen Inspektor für die Europäischen 
Schulen (Sekundarbereich) oder in seiner bzw. ihrer Vertretung von dazu beauftragten Lehrkräften 
an den Europäischen Schulen bescheinigt. Für die Umrechnung der Europäischen 
Abiturdurchschnittsnote in eine deutsche Abiturdurchschnittsnote ab dem Abitur 2021 werden die 
„Richtlinien zur Behandlung und Bewertung des Europäischen Abiturzeugnisses und von an 
offiziellen Europäischen Schulen und an akkreditierten Europäischen Schulen erbrachten 
Einzelleistungen“ gemäß Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 14.06.2018 angewendet. Die 
Umrechnung erfolgt in die deutsche Dezimalnote sowie die erreichte Punktzahl nach der 
„Vereinbarung zur Gestaltung der gymnasialen Oberstufe und der Abiturprüfung“ gemäß Beschluss 
der Kultusministerkonferenz vom 07.07.1972 in der jeweils geltenden Fassung (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 176). Die Durchschnittsnote wird nicht auf- oder 
abgerundet und auf eine Dezimalstelle gebildet. Die Umrechnung wird von der deutschen Inspektorin 
oder dem deutschen Inspektor für die Europäischen Schulen (Sekundarbereich) oder in seiner bzw. 
ihrer Vertretung von dazu beauftragten Lehrkräften an den Europäischen Schulen bescheinigt. 
 
(15) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die nach den Bestimmungen der/des „International 
Baccalaureate Organisation/Office du Baccalauréat International“ erworben wurden, wird die 
Durchschnittsnote auf der Grundlage der Vereinbarung über die Anerkennung des „International 
Baccalaureate Diploma/Diplôme du Baccalauréat International“ gemäß Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 10. März 1986 in der jeweils geltenden Fassung (Beschluss-Sammlung 
der Kultusministerkonferenz Nr. 283) berechnet. 
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Anlage 3 
 

Ermittlung der Punktzahl der Hochschulzugangsberechtigung 
(zu § 15 Absatz 1) 

 
 

(1) Bei deutschen Abiturzeugnissen, bei denen die Durchschnittsnote auf der Grundlage einer 
maximal erreichbaren Punktzahl von 900 errechnet worden ist, ist die auf dem Zeugnis ausgewiesene 
Punktzahl maßgeblich. 
 
(2) Bei deutschen Abiturzeugnissen, bei denen die Durchschnittsnote auf der Grundlage einer 
maximal erreichbaren Punktzahl von 840 errechnet worden ist, wird die maßgebliche Punktzahl P900 
nach der Formel: = ∗  errechnet; dabei ist P840 die auf dem Abiturzeugnis 
ausgewiesene Gesamtpunktzahl; es wird auf eine ganze Zahl aufgerundet. 
 
(3) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, auf denen keine nach den Beschlüssen der 
Kultusministerkonferenz errechnete Gesamtpunktzahl ausgewiesen ist, gilt der Mittelwert der 
Punktspanne, die der jeweiligen Durchschnittsnote nach den Beschlüssen der 
Kultusministerkonferenz in den Fällen des Absatzes 1 zugeordnet ist, nach folgender Formel als 
maßgebliche Punktzahl:  
 

=  862                                  ü  = 1,0⎣180 ∗ 173 − ⎦ − 8            300                                    ü  = 4,0 

 
Es wird auf eine ganze Zahl abgerundet. 
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Anlage 4  
 

Ermittlung des Prozentrangs 
(zu § 17 Absatz 3) 

 
 
Der Prozentrang einer Bewerberin B oder eines Bewerbers B wird nach der Formel  = 1 −   ∗ 100  errechnet, wobei N die Anzahl aller 
Hochschulzugangsberechtigungen im Zentralen Vergabeverfahren ist und min die kleinste 
Positionszahl der Hochschulzugangsberechtigungen eines Landes mit identischer Punktzahl 
bestimmt nach der gemäß § 15 Absatz 1 Satz 2 gebildeten Positionsliste ist. Es wird auf eine 
Dezimalstelle kaufmännisch gerundet. 
 
 
 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 1 vom 9. Januar 2020 21

Anlage 5 
 

Berechnung der Punktwerte 
(zu § 22 Absatz 2 Nummer 2) 

 
 

(1) Für die Quoten nach Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 des Staatsvertrags ergibt sich 
die jeweilige Gesamtpunktzahl einer Bewerberin B oder eines Bewerbers B aus der Summe der 
Punktzahlen für jedes Kriterium: 
 = + + ⋯+  
 
Es sind maximal 100 Punkte zu erreichen. Die Gesamtpunktzahl  wird auf eine 
Dezimalstelle kaufmännisch gerundet. 
 
(2) Die Punktzahl für das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung wird wie folgt berechnet: 
 = max (0, min (Φ ( ), ℎ )) 

 

Dabei gilt: HzbGewicht ist das Gewicht des Kriteriums „Hzb“, also die maximale Punktzahl, die in 
der betreffenden Quote für das Kriterium „Hochschulzugangsberechtigung“ vorgesehen ist. Dann 
wird eine „ideale“ Normalverteilung ( , ) zugrunde gelegt, also eine 

Normalverteilung mit Mittelwert =  und Standardabweichung = . Die 
Funktion Φ  ist die zu dieser Normalverteilung gehörige Verteilungsfunktion und Φ  ihre Inverse.  
 
(3) Die Punktzahl eines fachspezifischen Studieneignungstests wird wie folgt berechnet:  

a) Die Punktzahl für das Ergebnis der fachspezifischen Studieneignungstests TMS und PHAST 
wird mit Hilfe einer sog. z-Transformation für Normalverteilungen wie folgt berechnet: 

 = 0,                 für < 70, 
 = ℎ ,     für > 130 = ℎ2 + ( − 100)10 ∙ ℎ6  

Dabei gilt: ℎ  ist das Gewicht des jeweiligen Kriteriums „TMS“ oder „PHAST“, also die 
maximale Punktzahl, die in der betreffenden Quote für das jeweilige Kriterium vorgesehen ist. 
xxxStandardwertB ist das Ergebnis, das die Bewerberin oder der Bewerber B beim jeweiligen Test 
erzielt hat. 
 
b) Die Punktzahl für das Ergebnis der fachspezifischen Studieneignungstests HAM-NAT, HAM-
MRT und HAM-SJT wird wie folgt berechnet: 

= 100 ∗ ℎ  

Dabei gilt: ℎ  ist das Gewicht des jeweiligen Kriteriums „HAM-NAT“, „HAM-MRT“ 
oder „HAM-SJT“, also die maximale Punktzahl, die in der betreffenden Quote für das jeweilige 
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Anlage 5 
 

Berechnung der Punktwerte 
(zu § 22 Absatz 2 Nummer 2) 

 
 

(1) Für die Quoten nach Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 des Staatsvertrags ergibt sich 
die jeweilige Gesamtpunktzahl einer Bewerberin B oder eines Bewerbers B aus der Summe der 
Punktzahlen für jedes Kriterium: 
 = + + ⋯+  
 
Es sind maximal 100 Punkte zu erreichen. Die Gesamtpunktzahl  wird auf eine 
Dezimalstelle kaufmännisch gerundet. 
 
(2) Die Punktzahl für das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung wird wie folgt berechnet: 
 = max (0, min (Φ ( ), ℎ )) 

 

Dabei gilt: HzbGewicht ist das Gewicht des Kriteriums „Hzb“, also die maximale Punktzahl, die in 
der betreffenden Quote für das Kriterium „Hochschulzugangsberechtigung“ vorgesehen ist. Dann 
wird eine „ideale“ Normalverteilung ( , ) zugrunde gelegt, also eine 

Normalverteilung mit Mittelwert =  und Standardabweichung = . Die 
Funktion Φ  ist die zu dieser Normalverteilung gehörige Verteilungsfunktion und Φ  ihre Inverse.  
 
(3) Die Punktzahl eines fachspezifischen Studieneignungstests wird wie folgt berechnet:  

a) Die Punktzahl für das Ergebnis der fachspezifischen Studieneignungstests TMS und PHAST 
wird mit Hilfe einer sog. z-Transformation für Normalverteilungen wie folgt berechnet: 

 = 0,                 für < 70, 
 = ℎ ,     für > 130 = ℎ2 + ( − 100)10 ∙ ℎ6  

Dabei gilt: ℎ  ist das Gewicht des jeweiligen Kriteriums „TMS“ oder „PHAST“, also die 
maximale Punktzahl, die in der betreffenden Quote für das jeweilige Kriterium vorgesehen ist. 
xxxStandardwertB ist das Ergebnis, das die Bewerberin oder der Bewerber B beim jeweiligen Test 
erzielt hat. 
 
b) Die Punktzahl für das Ergebnis der fachspezifischen Studieneignungstests HAM-NAT, HAM-
MRT und HAM-SJT wird wie folgt berechnet: 

= 100 ∗ ℎ  

Dabei gilt: ℎ  ist das Gewicht des jeweiligen Kriteriums „HAM-NAT“, „HAM-MRT“ 
oder „HAM-SJT“, also die maximale Punktzahl, die in der betreffenden Quote für das jeweilige 
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Kriterium vorgesehen ist; xxxWertB ist das Ergebnis, das die Bewerberin oder der Bewerber B beim 
jeweiligen Test erzielt hat; dieser Wert liegt zwischen 0 (schlechtester) und 100 (bester). 
 
(4) Die Punktzahl für das Ergebnis eines Auswahlgesprächs wird wie folgt berechnet: 

= 100 ∗ ℎ  

Dabei gilt: ℎ  ist das Gewicht des Kriteriums „Interview“, also die maximale 
Punktzahl, die in der betreffenden Quote für das Kriterium „Interview“ vorgesehen ist. 
InterviewWertB ist das Ergebnis, das die Bewerberin oder der Bewerber B in dem Interview erzielt 
hat. Dieser Wert liegt zwischen 0 (schlechtester) und 100 (bester). 
 
(5) Für die Berechnung der Punktzahl für die Kriterien Berufsausbildungen, Berufstätigkeiten, 
anerkannte praktische Tätigkeiten und außerschulische Leistungen und Qualifikationen gemäß 
Anlage 6 und 7, soweit sie nachgewiesen werden, gilt jeweils  
 = ℎ  
 
(6) Die Berechnung der Punktzahl für die Wartezeit gemäß Artikel 18 Absatz 1 des Staatsvertrags 
erfolgt nach der Formel  = 15 ∗  

 
Dabei gilt:  

 Im ersten Jahr (SoSe 20 und WiSe 20/21) gilt Gewicht = 45. 
 Im zweiten Jahr (SoSe 21 und WiSe 21/22) gilt Gewicht = 30. 

WB ist die Wartezeit der Bewerberin oder des Bewerbers B in Semestern, wobei Werte > 15 auf den 
Wert = 15 gedeckelt werden. 
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Anlage 6  
 

Anerkannte Berufsausbildungen und -tätigkeiten 
(zu § 22 Absatz 2 Nummer 3) 

 
 

Berufsausbildungen und Berufstätigkeiten Medizin 
Altenpfleger/in 
Anästhesietechnische/r Assistent/in 
Arzthelfer/in 
Biologielaborant/in 
Chemielaborant/in 
Diätassistent/in 
Ergotherapeut/in 
Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger/in 
Gesundheits- und Krankenpfleger/in 
Hebamme/Entbindungspfleger 
Kinderkrankenschwester/-pfleger 
Krankenschwester/-pfleger 
Logopäde/Logopädin 
Medizinische/r Fachangestellte/r 
Medizinisch-technische/r Assistent/in - Funktionsdiagnostik 
Medizinisch-technische/r Assistent/in (MTA) 
Medizinisch-technische/r Laboratoriumsassistent/in 
Medizinisch-technische/r Radiologieassistent/in 
Medizinlaborant/in 
Notfallsanitäter/in 
Operationstechnische/r Angestellte/r 
Operationstechnische/r Assistent/in 
Orthoptist/in 
Physiotherapeut/in 
Radiologisch-technische/r Assistent/in (RTA) 
Rettungsassistent/in 
Veterinärmedizinisch-technische/r Assistent/in 
 
Berufsausbildungen und Berufstätigkeiten Zahnmedizin 
Altenpfleger/in 
Anästhesietechnische/r Assistent/in 
Arzthelfer/in 
Biologielaborant/in 
Chemielaborant/in 
Diätassistent/in 
Ergotherapeut/in 
Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger/in 
Gesundheits- und Krankenpfleger/in 
Hebamme/Entbindungspfleger 
Kinderkrankenschwester/-pfleger 
Krankenschwester/-pfleger 
Logopäde/Logopädin 
Medizinische/r Fachangestellte/r 
Medizinisch-technische/r Assistent/in - Funktionsdiagnostik 
Medizinisch-technische/r Assistent/in (MTA) 
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Medizinisch-technische/r Laboratoriumsassistent/in 
Medizinisch-technische/r Radiologieassistent/in 
Medizinlaborant/in 
Notfallsanitäter/in 
Operationstechnische/r Angestellte/r 
Operationstechnische/r Assistent/in 
Orthoptist/in 
Physiotherapeut/in 
Radiologisch-technische/r Assistent/in (RTA) 
Rettungsassistent/in 
Stomatologische Schwester 
Veterinärmedizinisch-technische/r Assistent/in 
Zahnarzthelfer/in 
Zahnärztliche Helfer/in 
Zahnmedizinische/r Fachangestellte/r 
Zahntechniker/in 
 
Berufsausbildungen und Berufstätigkeiten Tiermedizin 
Anästhesietechnische/r Assistent/in 
Biologielaborant/in 
Chemielaborant/in 
Fischwirt/in 
Fleischer/in 
Landwirt/in 
Medizinisch-technische/r Assistent/in - Funktionsdiagnostik 
Medizinisch-technische/r Assistent/in (MTA) 
Medizinisch-technische/r Laboratoriumsassistent/in 
Medizinisch-technische/r Radiologieassistent/in 
Medizinlaborant/in 
Operationstechnische/r Angestellte/r 
Operationstechnische/r Assistent/in 
Pferdewirt/in 
Tierarzthelfer/in 
Tiermedizinische/r Fachangestellte/r 
Tierpfleger/in 
Tierwirt/in 
Veterinärmedizinisch-technische/r Assistent/in 
 
Berufsausbildungen und Berufstätigkeiten Pharmazie 
Biologielaborant/in 
Biologisch-technische/r Assistent/in 
Biotechnologische/r Assistent/in 
Chemielaborant/in 
Chemikant/in 
Chemisch-technische/r Assistent/in 
Medizinisch-technische/r Assistent/in - Funktionsdiagnostik 
Medizinisch-technische/r Assistent/in (MTA) 
Medizinisch-technische/r Laboratoriumsassistent/in 
Medizinisch-technische/r Radiologieassistent/in 
Medizinlaborant/in 
Pharmakant/in 
Pharmazeutisch-technische/r Assistent/in 
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Physikalisch-technische/r Assistent/in 
Physiklaborant/in 
Technische/r Assistent/in - Chemische und biologische Laboratorien 
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Anlage 7  
 

Anerkannte praktische Tätigkeiten und außerschulische Leistungen und Qualifikationen 
(zu § 22 Absatz 2 Nummer 4) 

 
 
(1) Berücksichtigt werden nur Dienste jeweils im einschlägigen Bereich 
Dienst/ehrenamtliche Tätigkeit bei den Johannitern (mindestens 2 Jahre) 
Dienst/ehrenamtliche Tätigkeit bei den Maltesern (mindestens 2 Jahre) 
Dienst/ehrenamtliche Tätigkeit bei der Feuerwehr (mindestens 2 Jahre) 
Dienst/ehrenamtliche Tätigkeit bei der DLRG (mindestens 2 Jahre) 
Dienst/ehrenamtliche Tätigkeit beim ASB (mindestens 2 Jahre) 
Dienst/ehrenamtliche Tätigkeit beim DRK/DKMS (mindestens 2 Jahre) 
Dienst/ehrenamtliche Tätigkeit beim THW (mindestens 2 Jahre) 
Freiwilliges Soziales Jahr (ab mindestens 11 vollendeten Monaten)  
Freiwilliges Ökologisches Jahr (ab mindestens 11 vollendeten Monaten) 
Internationaler Jugendfreiwilligendient (ab mindestens 11 vollendeten Monaten 
Bundesfreiwilligendienst (ab mindestens 11 vollendeten Monaten)  
Entwicklungspolitischer Freiwilligendienst Weltwärts (ab mindestens 11 vollendeten Monaten)  
Europäischer Freiwilligendienst (ab mindestens 11 vollendeten Monaten)  
Anderer Dienst im Ausland (ADIA) (ab mindestens 11 vollendeten Monaten)  
Zivildienst (ab mindestens 11 vollendeten Monaten)  
Freiwilliger Wehrdienst (ab mindestens 11 vollendeten Monaten)  
 
(2) Preise 
Preisträger im Auswahlwettbewerb zur Internationalen Biologie-Olympiade 
Preisträger im Auswahlwettbewerb zur Internationalen Chemie-Olympiade 
Preisträger im Auswahlwettbewerb zur Internationalen Physik-Olympiade 
Preisträger im Auswahlwettbewerb zur Internationalen Informatikolympiade 
Preisträger im Auswahlwettbewerb zur Internationalen Mathematikolympiade 
Jugend forscht - Biologie (1.-3. Preis Bundeswettbewerb) 
Jugend forscht - Chemie (1.-3. Preis Bundeswettbewerb) 
Jugend forscht - Mathematik/Informatik/Physik/Technik (1.-3. Preis Bundeswettbewerb) 
 

– GV. NRW. 2020 S. 2
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320

Dritte Verordnung
zur Änderung der eAkten-Verordnung 

in Zivil- und Familiensachen
Vom 18. Dezember 2019

Auf Grund des § 298a Absatz 1 Satz 2, 3 und 4 der Zivil-
prozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Dezember 2005 (BGBl.  I S.  3202; 2006 I S.  431; 
2007 I S. 1781), von denen Satz 4 durch Artikel 11 Num-
mer 4 des Gesetzes vom 5. Juli 2017 (BGBl. I S. 2208) ge-
ändert worden ist, und des §  14 Absatz  4 des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. De-
zember 2008 (BGBl.  I S.  2586, 2587), der zuletzt durch 
Artikel 13 Nummer  3 des Gesetzes vom 5. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2208) geändert worden ist, in Verbindung mit 
§ 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
26. Januar 2010 (GV. NRW. S. 30), der durch Gesetz vom 
12. Juli 2019 (GV. NRW. S. 364) geändert worden ist, ver-
ordnet das Ministerium der Justiz:

Artikel 1

Die Anlage der eAkten-Verordnung in Zivil- und Famili-
ensachen vom 16. Oktober 2018 (GV. NRW. S.  578), die 
zuletzt durch Verordnung vom 6. August 2019 (GV. NRW. 
S. 534) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„Anlage zu § 1 Absatz 1

Nr. Gericht

1. Oberlandesgericht Düsseldorf

2. Oberlandesgericht Hamm

3. Oberlandesgericht Köln

4. Landgericht Aachen

5. Landgericht Bielefeld

6. Landgericht Bochum

7. Landgericht Bonn

8. Landgericht Detmold

9. Landgericht Duisburg

10. Landgericht Düsseldorf

11. Landgericht Essen

12. Landgericht Hagen

13. Landgericht Köln

14. Landgericht Krefeld

15. Landgericht Mönchengladbach

16. Landgericht Paderborn

17. Landgericht Siegen

18. Amtsgericht Bonn

19. Amtsgericht Duisburg

20. Amtsgericht Hamm

21. Amtsgericht Wipperfürth

“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2020 in Kraft.

Düsseldorf, den 18. Dezember 2019

Der Minister der Justiz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Peter  B i e s e n b a c h

– GV. NRW. 2020 S. 28

Verordnung über die Festsetzung von Zulassungs-
zahlen und die Vergabe von Studienplätzen im 

ersten Fachsemester für das Sommersemester 2020
Vom 19. Dezember 2019

Auf Grund 

–  des § 6 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des Hochschulzu-
lassungsgesetzes vom 18. November 2008 (GV. NRW. 
S. 710), von denen Absatz 2 durch Artikel 12 des Ge-
setzes vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547) an-
gefügt worden ist, in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des 
Gesetzes zur Ratifi zierung des Staatsvertrages über 
die Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung für 
Hochschulzulassung vom 5. Juni 2008 vom 18. Novem-
ber 2008 (GV. NRW. S. 710) und in Verbindung mit Ar-
tikel 12 Absatz 1 des Staatsvertrages über die Errich-
tung einer gemeinsamen Einrichtung für Hochschul-
zulassung vom 5. Juni 2008 (Anlage zu GV. NRW. 
S. 710) sowie 

–  des § 11 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des Hochschul-
zulassungsgesetzes vom 29. Oktober 2019 (GV. NRW. 
S.  830) in Verbindung mit §  1 Absatz  1 des Gesetzes 
zur Zustimmung zum Staatsvertrag über die Hoch-
schulzulassung vom 29. Oktober 2019 (GV. NRW. 
S. 830) und in Verbindung mit Artikel 12 Absatz 1 des 
Staatsvertrages über die Hochschulzulassung vom 4. 
April 2019 (Anlage zu GV. NRW. S. 830) 

verordnet das Ministerium für Kultur und Wissenschaft:

§ 1

Für die in den Anlagen 1 bis 3 zu dieser Verordnung be-
zeichneten Studiengänge wird an den dort genannten 
Hochschulen die Zahl der im Sommersemester 2020 in 
das erste Fachsemester aufzunehmenden Bewerberinnen 
und Bewerber nach Maßgabe der Anlagen festgesetzt.

§ 2

Antragsberechtigt sind bei den Studiengängen der Anla-
gen 1 und 2 nur Bewerberinnen und Bewerber, deren 
Hochschulzugangsberechtigung die allgemeine Hoch-
schulreife oder die dem gewählten Studiengang entspre-
chende fachgebundene Hochschulreife vermittelt. Bei 
den Studiengängen der Anlage 3 sind auch Bewerberin-
nen und Bewerber mit Fachhochschulreife antragsbe-
rechtigt.

§ 3

Die nach der Anlage 1 verfügbaren Studienplätze wer-
den von der Stiftung für Hochschulzulassung im Zentra-
len Vergabeverfahren gemäß dem Kapitel 2 Abschnitt  2 
der Studienplatzvergabeverordnung NRW vom „[einset-
zen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle der Studien-
platzvergabeverordnung NRW] vergeben. Die nach den 
Anlagen 2 und 3 verfügbaren Studienplätze werden von 
der jeweiligen Hochschule gemäß §§  23, 24 und 25 der 
Studienplatzvergabevergabeverordnung NRW vergeben, 
soweit in der Studienplatzvergabevergabeverordnung 
NRW nichts anderes bestimmt ist.

§ 4

Soweit sich die der Festsetzung nach §  1 zugrunde lie-
genden Daten wesentlich ändern, wird das für Kultur 
und Wissenschaft zuständige Ministerium die Zulas-
sungszahlen durch Rechtsverordnung, die rückwirkend 
in Kraft tritt, neu festsetzen.

§ 5

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 
2019 in Kraft.

Düsseldorf, den 19. Dezember 2019

Die Ministerin
für Kultur und Wissenschaft

des Landes Nordrhein-Westfalen

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n
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Anlage 2

Bachelor-Studiengänge

TH Uni Uni Uni Uni DSH Uni Uni Uni Uni Uni
Studienfach Abschluss AC BI BO BN DU-E K K MS PB SI W
Anglistik / Amerikanistik Ba(U)-Option LA 107
Anglistik: British and American Studies Ba (U) - KF 48
Anglistik: British and American Studies Ba (U) - EF 15
Anglistik: British and American Studies Ba LA GS 8
Anglistik: British and American Studies Ba (U) - 2 NF 7
Betriebswirtschaftslehre Ba (U) 118* 85*
Bildungswissenschaften Ba LA GS 40
Bildungswissenschaften Ba LA HRSGe 73
Bildungswissenschaften Ba LA GymGe 102
Bildungswissenschaften / Integrierte Sonderpädagogik Ba LA GS 114
Deutsch Ba LA BK 25
Deutsch Ba LA HRSGe 24 40
Deutsch Ba LA GymGe 72 50
Deutsch Ba LA SP 86
Englisch Ba LA GS 25
Englisch Ba LA HRSGe 24
Englisch Ba LA GymGe 42
Englisch Ba LA SP 22
Erziehungswissenschaft Ba (U) - KF 55
Erziehungswissenschaft Ba (U) - EF 10
Erziehungswissenschaft Ba(U)-Option LA 90
Evangelische Religionslehre Ba LA HRSGe 6
Evangelische Religionslehre Ba LA GymGe 28
Französisch Ba (U) - KF 2
Französisch Ba (U) - EF 3
Französisch Ba LA HRSGe 5
Französisch Ba LA GymGe 35
Geographie Ba LA HRSGe 35
Germanistik Ba (U) - KF 17
Germanistik Ba (U) - EF 10
Germanistik Ba(U)-Option LA 180
Germanistik Ba LA HRSGe 22
Germanistik (1. UFach) Ba LA GymGe 19
Germanistik (2. UFach) Ba LA GymGe 18
Geschichte Ba(U)-Option LA 218
Geschichte Ba LA HRSGe 35
Geschichte Ba LA GymGe 107
Griechisch Ba LA GymGe 8
Italienisch Ba LA GymGe 13
Katholische Religionslehre Ba LA HRSGe 11
Katholische Religionslehre Ba LA GymGe 26
Kultur, Individuum und Gesellschaft Ba (U) - 2HF 25
Kunst Ba LA HRSGe 7
Kunst Ba LA GymGe 16
Latein Ba LA GymGe 46
Lebensmittelchemie S 22*
Lernbereich  Ästhetische Erziehung Ba LA GS 10
Lernbereich  Ästhetische Erziehung Ba LA SP 27
Lernbereich Mathematische Grundbildung Ba LA GS 89 60
Lernbereich Mathematische Grundbildung Ba LA SP 57 20
Lernbereich Natur- und Gesellschaftswissenschaften Ba LA GS 17
Lernbereich Natur- und Gesellschaftswissenschaften Ba LA SP 28

Lernbereich Natur- und Gesellschaftswissenschaften (Sachunterricht) Ba LA GS 27

Lernbereich Natur- und Gesellschaftswissenschaften (Sachunterricht) Ba LA SP 20
Lernbereich Sachunterricht Ba LA GS 36
Lernbereich Sprachliche Grundbildung Ba LA GS 89 60
Lernbereich Sprachliche Grundbildung Ba LA SP 51 20
Linguistik Ba (U) - KF 11
Linguistik Ba (U) - EF 7
Literaturwissenschaft Ba (U) - EF 43
Literaturwissenschaft, allgemeine und vergleichende Ba (U) - 2HF 34
Management and Economics Ba (U) 212*
Musik Ba LA HRSGe 9
Pädagogik Ba LA GymGe 34
Pädagogik (2. UFach) Ba LA GymGe 13
Philosophie Ba (U) - KF 16
Philosophie Ba (U) - EF 13
Philosophie Ba(U)-Option LA 86
Philosophie Ba LA GymGe 42
Physik Ba LA GymGe 15
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft Ba(U)-Option LA 25
Praktische Philosophie Ba LA HRSGe 18
Rechtswissenschaft Ba (U) - EF 19 13
Rechtswissenschaft S 136* 221* 173* 220* 112*
Sonderpädagogik Ba LA BK 22
Sonderpädagogik Ba LA GymGe 28
Sonderpädagogik FSP Emotionale und soziale Entwicklung (1.SF) Ba LA SP 113
Sonderpädagogik FSP Emotionale und soziale Entwicklung (2.SF) Ba LA SP 12
Sonderpädagogik FSP Geistige Entwicklung Ba LA SP 54

Studiengang

Zulassungszahlen für örtliche Zulassungsbeschränkungen
- Universitätsstudiengänge -

Sommersemester 2020



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 1 vom 9. Januar 2020 31

Anlage 2

Bachelor-Studiengänge

TH Uni Uni Uni Uni DSH Uni Uni Uni Uni Uni
Studienfach Abschluss AC BI BO BN DU-E K K MS PB SI W

Studiengang

Sonderpädagogik FSP Hören und Kommunikation Ba LA SP 36
Sonderpädagogik FSP Körperliche und motorische Entwicklung Ba LA SP 39
Sonderpädagogik FSP Lernen (1. SF) Ba LA SP 81
Sonderpädagogik FSP Lernen (2. SF) Ba LA SP 18
Sonderpädagogik FSP Sprache Ba LA SP 35
Soziale Arbeit Ba (U) 133*
Sozialwissenschaft Ba (U) 67*
Sozialwissenschaften Ba LA HRSGe 41
Sozialwissenschaften Ba LA SP 7
Spanisch Ba (U) - KF 3
Spanisch Ba (U) - EF 3
Spanisch Ba LA HRSGe 7
Spanisch Ba LA GymGe 58
Sport Ba LA BK 3
Sport Ba LA GS 6
Sport Ba LA HRSGe 9
Sport Ba LA GymGe 67
Sport Ba LA SP 9
Sport und Gesundheit in Prävention und Therapie Ba (U) 61
Sport und Leistung Ba (U) 61
Sport, Erlebnis und Bewegung Ba (U) 60
Sportmanagement und Sportkommunikation Ba (U) 61
Sportwissenschaft Ba (U) 70
Sportwissenschaft Ba(U)-Option LA 26
Texttechnologie und Computerlinguistik Ba (U) - EF 10
Volkswirtschaftslehre Ba (U) 131* 63* 17*
Wirtschaftsinformatik Ba (U) 28*
Wirtschaftswissenschaft - BWL Ba (U) - 2HF 12
Wirtschaftswissenschaft - VWL Ba (U) - 2HF 10
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Anlage 2

Master-Studiengänge

TH Uni Uni Uni Uni DSH Uni Uni Uni Uni Uni
Studienfach Abschluss AC BI BO BN DU-E K K MS PB SI W
Accounting, Auditing and Taxation Ma (U) 20
Agricultural and Food Economics Ma (U) 10
Arzneimittelforschung (Drug Research) Ma (U) 19
Betriebswirtschaftslehre Ma (U) 50
Betriebswirtschaftslehre - Energy and Finance Ma (U) 14
Bildungswissenschaften Ma LA BK 60
Bildungswissenschaften Ma LA GS 56
Bildungswissenschaften Ma LA HRSGe 88
Bildungswissenschaften Ma LA GymGe 386
Biochemistry Ma (U) 4
Biological Sciences Ma (U) 36
Biologie Ma (U) 29
Biologie Ma LA BK 2
Biologie Ma LA HRSGe 17 8
Biologie Ma LA GymGe 22 22
Biologie Ma LA SP 14
Biotechnologie Ma (U) 6
Biowissenschaften Ma (U) 13
Chemie Ma (U) 28
Chemie Ma LA BK 2
Chemie Ma LA HRSGe 2 6
Chemie Ma LA GymGe 18 7
Controlling und Risikomanagement Ma (U) 25
Deutsch Ma LA BK 4
Deutsch Ma LA HRSGe 22 15
Deutsch Ma LA GymGe 66 40
Deutsch Ma LA SP 115
Economic Policy Consulting Ma (U) 15
Economics Ma (U) 24
Elektrotechnik und Informationstechnik Ma (U) 26
Englisch Ma LA BK 3
Englisch Ma LA GS 10 29
Englisch Ma LA HRSGe 12 6
Englisch Ma LA GymGe 35 43
Englisch Ma LA SP 9
Entrepreneurship and SME Management Ma (U) 20
Erziehungswissenschaft Ma (U) 43
Evangelische Religionslehre Ma LA HRSGe 6
Evangelische Religionslehre Ma LA GymGe 7
Französisch Ma LA HRSGe 4
Französisch Ma LA GymGe 17
Geographie Ma (U) 18
Geographie Ma LA HRSGe 14
Geographie Ma LA GymGe 15
Geoinformatics Ma (U) 8
Geowissenschaften Ma (U) 16
Geschichte Ma (U) 10
Geschichte Ma LA HRSGe 19
Geschichte Ma LA GymGe 42
Griechisch Ma LA GymGe 3
Humanernährung Ma (U) 9
Informatik Ma (U) 16
Informatik Ma LA GymGe 2
Information Systems Ma (U) 24
Italienisch Ma LA GymGe 4
IT-Sicherheit / Informationstechnik Ma (U) 17
IT-Sicherheit / Netze und Systeme Ma (U) 17
Katholische Religionslehre Ma LA HRSGe 9
Katholische Religionslehre Ma LA GymGe 15
Klinische und Experimentelle Neurowissenschaften Ma (U) 5
Komparatistik Ma (U) 5
Komparatistik Ma (U) - 2HF 5
Kunst Ma LA HRSGe 3
Kunst Ma LA GymGe 13
Latein Ma LA GymGe 22
Lebensmitteltechnologie (Uni Bonn) Ma (U) 8
Lehr- und Forschungslogopädie Ma (U) 5
Lernbereich  Ästhetische Erziehung Ma LA GS 6
Lernbereich  Ästhetische Erziehung Ma LA SP 20
Lernbereich Mathematische Grundbildung Ma LA GS 71 55
Lernbereich Mathematische Grundbildung Ma LA SP 37
Lernbereich Natur- und Gesellschaftswissenschaften Ma LA GS 11 15
Lernbereich Natur- und Gesellschaftswissenschaften Ma LA SP 19
Lernbereich Sprachliche Grundbildung Ma LA GS 71 54
Lernbereich Sprachliche Grundbildung Ma LA SP 34
Management Ma (U) 48
Management and Economics Ma (U) 48
Management und Märkte Ma (U) 25
Märkte und Unternehmen Ma (U) 15
Mathematik Ma (U) 17
Mathematik Ma LA HRSGe 7
Mathematik Ma LA GymGe 14 30
Mathematik Ma LA SP 13
Medizin-Management für Mediziner Ma (U) 8
Medizin-Management für Wirtschaftswissenschaftler Ma (U) 8

Studiengang
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Anlage 2

Master-Studiengänge

TH Uni Uni Uni Uni DSH Uni Uni Uni Uni Uni
Studienfach Abschluss AC BI BO BN DU-E K K MS PB SI W

Studiengang

Molekulare Biomedizin Ma (U) 2
Molekulare und Angewandte Biotechnologie Ma (U) 20
Musik Ma LA HRSGe 8
Nutzpflanzenwissenschaften Ma (U) 28
Pädagogik Ma LA BK 4
Pädagogik Ma LA GymGe 17 5
Philosophie Ma LA GymGe 14
Physik Ma LA GymGe 13
Politikwissenschaft Ma (U) 11
Praktische Philosophie Ma LA HRSGe 5
Rechtswissenschaft für im Ausland graduierte Juristen Ma (U) 20
Sales Management Ma (U) 15
Sonderpädagogik Ma LA GymGe 12
Sonderpädagogik FSP Emotionale und soziale Entwicklung (1.SF) Ma LA SP 105
Sonderpädagogik FSP Emotionale und soziale Entwicklung (2.SF) Ma LA SP 17
Sonderpädagogik FSP Geistige Entwicklung Ma LA SP 71
Sonderpädagogik FSP Hören und Kommunikation Ma LA SP 28
Sonderpädagogik FSP Körperliche und motorische Entwicklung Ma LA SP 42
Sonderpädagogik FSP Lernen (1. SF) Ma LA SP 94
Sonderpädagogik FSP Lernen (2. SF) Ma LA SP 16
Sonderpädagogik FSP Sprache Ma LA SP 25
Sozialwissenschaft Ma (U) 74
Sozialwissenschaften Ma LA HRSGe 21 9
Sozialwissenschaften Ma LA GymGe 20 25
Sozialwissenschaften Ma LA SP 3
Soziologie Ma (U) 31
Spanisch Ma LA HRSGe 5
Spanisch Ma LA GymGe 33
Sport Ma LA BK 3
Sport Ma LA GS 5
Sport Ma LA HRSGe 9
Sport Ma LA GymGe 63
Sport Ma LA SP 11
Sportwissenschaft: Intelligenz und Bewegung Ma (U) 6
Sportwissenschaft: Organisationsentwicklung und Management Ma (U) 7
Theorien und Praktiken professionellen Schreibens Ma (U) 20
Tierwissenschaften Ma (U) 12
Volkswirtschaftslehre/Economics Ma (U) 23
Wirtschaftslehre / Politik Ma LA BK 8
Wirtschaftsrecht Ma (U) 20
Wirtschaftswissenschaften Ma (U) 30
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Legende zur Anlage 2:

1F - erstes Fach
2HF - zwei Hauptfächer
Ba (U) - Bachelor
Ba (U) Option LA - Universitäten Bochum und Münster:

Option Lehramt Gymnasien und Gesamtschulen
Universität Wuppertal:
Option Lehramt

DSH - Deutsche Sporthochschule
EF - Ergänzungsfach
FSP - Förderschwerpunkt
KF - Kernfach
LA - Lehramt
Ba LA BK - Bachelor Lehramt Berufskollegs
Ba LA GS - Bachelor Lehramt Grundschule
Ba LA HRSGe - Bachelor Lehramt Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamtschule
Ba LA SP - Bachelor Lehramt Sonderpädagogik
Ba LA GymGe - Bachelor Lehramt Gymnasien und Gesamtschulen
Ma (U) - Master
Ma LA BK - Master Lehramt Berufskollegs
Ma LA GS - Master Lehramt Grundschule
Ma LA HRSGe - Master Lehramt Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamtschule
Ma LA GymGe - Master Lehramt Gymnasien und Gesamtschulen
Ma LA SP - Master Lehramt Sonderpädagogik
S - Staatsexamen
SF - Sonderpädagogische Fachrichtung
SP - Sonderpädagogik
TH - Technische Hochschule
U - Universität
Z - Zertifikat
ZSTG - Zusatzstudiengang
* - Studiengang nimmt am Dialogorientierten Serviceverfahren (DoSV) 

der Stiftung für Hochschulzulassung teil
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